Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 32 a Ausgegeben Danzig, den 31. Oktober 1928 


72 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über die Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten (Danziger Beſoldungsgeſetz). 
Vom 19. 10. 1928. 


I. Planmäßige Beamte. 
1. Allgemeine Vorſchriften. 
8 1. 

(1) Die planmäßig angeſtellten unmittelbaren Staatsbeamten erhalten ein Grundgehalt und einen 
Wohnungsgeldzuſchuß. Daneben erhalten ſie, ſoweit es in dieſem Geſetz beſtimmt oder zugelaſſen iſt, 
Zulagen, Ausgleichszuſchlag, Kinderbeihilfen, Aufwandentſchädigungen, Sondervergütungen und Neben« 
bezüge. 

(2) Als Dienſteinkommen im Sinne dieſes Geſetzes gelten die geſamten auf Grund dieſes Geſetzes 
gewährten Dienſtbezüge mit Ausnahme der Kinderbeihilfen und ſolcher Bezüge, die zur Beſtreitung 
eines dienſtlichen Aufwandes gewährt werden. a 

(3) Unter dieſes Geſetz fallen als unmittelbare Staatsbeamte (Artikel 95 der Verfaſſung) auch die Lehr⸗ 
perſonen an den ſtaatlichen und nichtſtaatlichen öffentlichen Schulen einſchließlich des Conradinums. 
Welche Schulen ſonſt als nichtſtaatliche öffentliche Schulen anzuſehen find, entſcheidet die Schulauſſichts⸗ 
behörde endgültig. 

(4) Zu den planmäßigen Beamten im Sinne dieſes Geſetzes rechnen die Lehrperſonen an den 
öffentlichen Volks⸗, Mittel-, Berufs⸗ und Fachſchulen erſt dann, wenn fie endgültig angeſtellt find. 

E) Die Beamten des Volkstages haben die Rechte und Pflichten der unmittelbaren Staatsbeamten; 
ſie werden durch den Präſidenten des Volkstages angeſtellt, der ihre vorgeſetzte Behörde iſt. 

(6) Die in dieſem Geſetz für Beamte getroffenen Beſtimmungen gelten auch für Beamtinnen, ſoweit 
für dieſe nicht ausdrücklich etwas anderes beſtimmt iſt. 

(7) Unter dieſes Geſetz fallen nicht Lehrperſonen, deren Zeit und Kräfte durch die ihnen über- 
tragenen Geſchäfte nur nebenbei in Anſpruch genommen find; ob die Beſchäftigung nur nebenbei ftatt- 
findet, entſcheidet die Schulaufſichtsbehörde endgültig. 


2. Grundgehalt. 


§ 2. 

(1) Das Grundgehalt wird den planmäßigen Beamten nach der beigefügten Beſoldungsordnung 
(Anlage 1) gewährt. Es ſteigt, ſoweit es nicht ein feſtes Gehalt iſt, nach Dienſtaltersſtufen von zwei 
zu zwei Jahren bis zur Erreichung des Endgrundgehalts. Die Dienſtalterszulagen werden vom Erſten 
des Kalendermonats an gezahlt, in den der Eintritt in die neue Dienſtaltersſtufe fällt. 

(2) Auf das Aufrücken im Grundgehalt haben die planmäßigen Beamten einen Rechtsanſpruch. 
Der Anſpruch ruht, ſolange ein förmliches Dienſtſtrafverfahren oder wegen eines Verbrechens oder eines 
Vergehens ein Hauptverfahren oder eine Vorunterſuchung ſchwebt. Führt ein ſtrafgerichtliches Verfahren 
zur Verurteilung wegen eines Verbrechens oder Vergehens und wird binnen dreier Monate nach Ab— 
ſchluß des ſtrafgerichtlichen Verfahrens wegen der nämlichen Tatſachen ein förmliches Dienſtſtrafverfahren 
eingeleitet, ſo ruht der Anſpruch auch während der Zwiſchenzeit. Führt das Verfahren zum Verluſte des 
Amtes, ſo erliſcht der Anſpruch auch für die Zeit des Ruhens. 

(3) Profeſſoren bei der Techniſchen Hochſchule, die mit ihrem Einverſtändnis oder kraft Geſetzes 
von ihren amtlichen Verpflichtungen entbunden ſind oder bei denen nach Entſcheidung des Senats die 
Vorausſetzungen vorliegen, unter denen nichtrichterliche Beamte in den Ruheſtand verſetzt werden können, 
haben keinen Anſpruch auf weiteres Aufrücken im Grundgehalt. f . 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 8. 11. 1928.) 


. 


ee, 


a Kl 


ee 


330 

(4) Die Entſcheidung darüber, ob die Vorausſetzungen für die Gewährung einer Zulage an Lehr— 

perſonen vorliegen, trifft endgültig die Schulaufſichtsbehörde. 
8 8. 

Die Verſetzung in ein Amt, das mit einem niedrigeren Endgrundgehalt ausgeſtattet iſt, als das 
bisher bekleidete Amt, gilt gleichwohl als Verſetzung in ein Amt von nicht geringerem planmäßigen 
Dienſteinkommen im Sinne des 8 53 des Geſetzes betreffend die Dienſtvergehen der Richter, vom 7. Mai 
1851 (Pr. Geſetzſamml. S. 218) und des § 1 des Geſetzes betreffend Anderung von Beſtimmungen des 
Beamtenrechts vom 19. Februar 1926 (Geſetzbl. S. 38), wenn das Endgrundgehalt der bisherigen 
Beſoldungsgruppe zuzüglich der dem Beamten verliehenen ruhegehaltsfähigen und unwiderruflichen Zulage 
nicht höher iſt, als das Endgrundgehalt der neuen Beſoldungsgruppe zuzüglich der dem Beamten in der 
neuen Beſoldungsgruppe verliehenen ruhegehaltsfähigen und unwiderruflichen Zulage. Das gleiche gilt, 
wenn ein Richter oder ſonſtiger Beamter aus einer Stelle, die mit einer widerruflichen Zulage aus— 
geſtattet war, in eine ſolche verſetzt wird, in der dieſe nicht gewährt wird. 


3. Beſoldungsdienſtalter. 


a) Allgemeine Vorſchriften. 
8 4. 

(]) Das Beſoldungsdienſtalter der planmäßigen Beamten mit aufſteigenden Gehältern beginnt mit 
dem Erſten des Monats, in dem der Beamte erſtmalig planmäßig angeſtellt wird, ſoweit in dieſem Ge— 
ſetz oder in den Ausführungsbeſtimmungen dazu nichts Abweichendes beſtimmt oder zugelaſſen iſt. Von 
dieſem Zeitpunkt an ſind die Zeitabſchnitte für das Verbleiben im Anfangsgrundgehalt und für das 
Aufſteigen in die höheren Dienſtaltersſtufen zu rechnen. Als Zeitpunkt der planmäßigen Anſtellung gilt 
der Tag, von dem an dem Beamten eine planmäßige Stelle dauernd — ſei es unwiderruflich, ſei es 
widerruflich oder auf Kündigung — mit dem damit verbundenen Dienſteinkommen verliehen worden iſt. 
Durch den Staatshaushaltsplan neugeſchaffene Stellen können, auch wenn die Beſetzung ſpäter aus⸗ 
geſprochen wird, bereits mit Wirkung vom Beginne des Rechnungsjahres an verliehen werden, ſofern der 
Beamte die Geſchäfte der neugeſchaffenen oder einer anderen gleichartigen Stelle bereits von dieſem Zeit⸗ 
punkt an verſehen hat. 

(2) Beim Übertritt aus einer Beſoldungsgruppe in eine andere mit gleichem oder höherem End- 
grundgehalt erhält der Beamte in der neuen Beſoldungsgruppe den gegenüber ſeinem bisherigen Grund- 
gehaltsſatze nächſthöheren Satz, ſoweit in dieſem Geſetz oder in den Ausführungsbeſtimmungen dazu 
nichts Abweichendes beſtimmt oder zugelaſſen iſt. Dieſen nächſthöheren Grundgehaltsſatz bezieht er zwei 
Jahre lang. Wäre er jedoch in der früheren Beſoldungsgruppe bereits vor Ablauf dieſer Zeit in die 
nächſthöhere Dienſtaltersſtufe aufgeſtiegen und damit zu einem Grundgehaltsſatze gelangt, der über den 
ihm in der neuen Beſoldungsgruppe gewährten hinausgeht oder ihm gleichkommt, ſo ſteigt er auch in 
der neuen Beſoldungsgruppe zu derſelben Zeit in die folgende Dienſtaltersſtufe. Hierbei ſind die ruhe⸗ 
gehaltsfähigen und unwiderruflichen Zulagen, die der Beamte in der bisherigen Beſoldungsgruppe bezogen 
hat oder in der neuen Beſoldungsgruppe beziehen wird, dem Grundgehaltsſatze hinzuzurechnen. Bei 
Verleihung einer Zulage ohne Wechſel der Beſoldungsgruppe wird das Beſoldungsdienſtalter nicht 
geändert. Beim Übertritt aus einer Stelle der Beſoldungsgruppe A 2a ohne die ruhegehaltsfähige und 
unwiderrufliche Zulage von monatlich 123 Gulden in eine Stelle der Beſoldungsgruppe A 1a oder A 1b 
wird das Beſoldungsdienſtalter ſo feſtgeſetzt, wie wenn dem Beamten zunächſt dieſe Zulage verliehen 
worden wäre. Beim Übertritt aus einer Stelle der Beſoldungsgruppe A Le ohne die ruhegehaltsfähige 
und unwiderrufliche Zulage von monatlich 72 Gulden in eine Stelle der Beſoldungsgruppe A 3% oder 
einer höheren Beſoldungsgruppe wird das Beſoldungsdienſtalter ſo feſtgeſetzt, wie wenn dem Beamten 
zunächſt dieſe Zulage verliehen worden wäre. Tritt ein Beamter in eine Beſoldungsgruppe mit niedrigerem 
Endgrundgehalt über, ſo wird das neue Beſoldungsdienſtalter vom Senat feſtgeſetzt. 

Die Beſtimmungen in den Sätzen 1 bis 4 und im letzten Satze des vorſtehenden Abſatzes gelten 
ſinngemäß beim Übertritt aus einer Untergruppe in eine andere Untergruppe. 


(8) Beim Übertritt aus der Beſoldungsgruppe A 3b in die Beſoldungsgruppe A 2b während der 
erſten 10 Beſoldungsdienſtjahre, aus der Beſoldungsgruppe A Ak in die Beſoldungsgruppe A 40 
während der erſten 14 Beſoldungsdienſtjahre wird das Beſoldungsdienſtalter nicht geändert. 

(4) Beim Übertritt aus der Beſoldungsgruppe A 6b in die Beſoldungsgruppe A 5 wird das 


Beſoldungsdienſtalter höchſtens um 8 Jahre gekürzt. Beim Übertritt aus der Beſoldungsgruppe A 7b 
in die Beſoldungsgruppe A 6b, aus der Beſoldungsgruppe A 8a oder A 8b in die Beſoldungsgruppe. 


A 6a, aus der Beſoldungsgruppe A 10a oder A 10b in die Beſoldungsgruppe A 8a, aus der 
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Beſoldungsgruppe A 11 in die Beſoldungsgruppe A 10a oder A 10b wird das Beſoldungsdienſtalter 
höchſtens um 4 Jahre gekürzt. Beim Übertritt aus der Beſoldungsgruppe A 8a oder A 8b in die 
Beſoldungsgruppe A 6b wird das Beſoldungsdienſtalter nicht gekürzt. 

(5) Iſt ein Beamter aus einer planmäßigen Stelle des Staatsdienſtes oder aus einer ihm endgültig 
übertragenen Stelle des öffentlichen Schuldienſtes freiwillig ausgeſchieden, ohne in eine andere Stelle 
des öffentlichen Schuldienſtes oder des anrechnungsfähigen Privatſchuldienſtes überzutreten, oder iſt ſein 
früheres Beamtenverhältnis durch Dienſtentlaſſung gelöſt worden, ſo wird im Falle ſeiner Wiederanſtellung 
bei der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters und des Dienſteinkommens der neuen Stelle auf das 
frühere Beſoldungsdienſtalter und das frühere Dienſteinkommen in der Regel keine Rückſicht genommen. 
Beamte, die ihre Stelle freiwillig aufgeben, ſind hierauf ausdrücklich hinzuweiſen. Soll von dieſer 
Regelung im Einzelfall abgewichen werden, ſo entſcheidet hierüber der Senat. Beamten, die wegen 
mangelnder Dienſtfähigkeit in den Ruheſtand verſetzt worden ſind, muß im Falle ihrer ſpäteren Wieder⸗ 
anſtellung die frühere Dienſtzeit auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet werden. 

(6) Falls eine Beamtin infolge ihrer Verheiratung aus dem Staats- oder öffentlichen Schuldienſt 
ausgeſchieden iſt, kann ihr beim ſpäteren Wiedereintritt in den Staats- oder öffentlichen Schuldienſt aus 
beſonderen Gründen die frühere Dienſtzeit vom Senat angerechnet werden. Eine Anrechnung der Dienſt⸗ 
zeit, für die eine Abfindungsſumme gezahlt worden iſt, findet jedoch nicht ſtatt, es ſei denn, daß die 
Abfindungsſumme zurückgezahlt worden iſt. 

(7) Das Beſoldungsdienſtalter der auf Grund des Beamtenſcheins angeſtellten ſchwerkriegsbeſchädigten 
Beamten iſt angemeſſen zu verbeſſern. Eine entſprechende Verbeſſerung kann auch anderen ſchwerkriegs⸗ 
beſchädigten Beamten gewährt werden. Das Nähere regeln die Ausführungsbeſtimmungen. 


8 5. 
(1) Der Beamte iſt von der Feſtſetzung ſeines Beſoldungsdienſtalters ſchriftlich zu benachrichtigen. 
(2) Die Entſcheidung der Verwaltungsbehörden über die Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters iſt 
für die Beurteilung der vor den Gerichten geltend gemachten vermögensrechtlichen Anſprüche maßgebend. 


b) Beamte mit Ausnahme der Volks-, Mittel-, Berufs- und Fachſchullehrer. 
8 6. 

() Bei der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters iſt von der Zeit zwiſchen dem Beginn des An⸗ 
wärterdienſtalters und der erſten planmäßigen Anſtellung, falls dieſe in derſelben Dienſtlaufbahn erfolgt, 
der Teil auf das Beſoldungsdienſtalter anzurechnen, der fünf Jahre, bei Verſorgungsanwärtern vier 
Jahre, bei den vor dem 1. Januar 1925 eingeſtellten Beamtinnen der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung 
acht Jahre überſteigt. 

(2) Den Verſorgungsanwärtern wird bei der erſten planmäßigen Anſtellung, wenn ſie im Heere, in 
der Marine oder in der Schutzpolizei 5 

a) acht Jahre oder weniger gedient haben, die tatſächlich abgeleiſtete Dienſtzeit bis zu einem Jahre, 
b) über acht Jahre gedient haben, außerdem die nachfolgende Dienſtzeit im Heere, in der Marine 
oder in der Schutzpolizei und die nachfolgende Zivildienſtzeit mit höchſtens weiteren fünf 
Jahren auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet. 
Außerdem wird nach Abj. 1 die vier Jahre überſteigende Anwärterdienſtzeit angerechnet, ſoweit nicht 
ſchon eine Anrechnung nach b erfolgt iſt. 

6) Treten Verſorgungsanwärter erſtmals in eine andere Beſoldungsgruppe über, ſo wird ihr 
Beſoldungsdienſtalter in der neuen Beſoldungsgruppe nach Abſ. 2 feſtgeſetzt, wenn nicht die Anwendung 
des § 4 Abſ. 2 bis 4 günſtiger wirkt. 

(4) Die vor dem vollendeten 17. Lebensjahr liegende Heeres-⸗ oder Marinedienſtzeit bleibt außer 
Betracht, ſoweit es ſich nicht um eine tatſächlich geleiſtete Kriegsdienſtzeit handelt. 

6) Wieweit ſonſt in einzelnen Fällen die Dienſtzeit in einem anderen Zweige des Staatsdienſtes, 
die Zeit im Dienſte eines anderen Landes, im Gemeinde-, Kirchen- oder Schuldienſt, die Tätigkeit eines 
Offiziers oder Deckoffiziers oder die Zeit praktiſcher Beſchäftigung außerhalb des Staatsbeamtenver- 
hältniſſes zur Vermeidung von Härten auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet werden kann, wird 
durch den Senat beſtimmt. 

c) Volksſchullehrer. 


8 7. 

(0 Die endgültige Anftellung im öffentlichen Volksſchuldienſt darf nicht vor Zurücklegung einer 
anrechnungsfähigen Dienſtzeit von fünf Jahren erfolgen. Ergeben ſich aus dieſer Regelung für einzelne 
Lehrer unverſchuldete Härten, ſo kann der Senat im Einzelfalle die vorzeitige endgültige Anſtellung 
genehmigen und das Beſoldungsdienſtalter nach der beſonderen Lage des Einzelfalles feſtſetzen. 
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(2) Für Lehrer, die die Anſtellungsfähigkeit für das höhere Schulamt oder das Pfarramt erlangt 
haben, kann das Beſoldungsdienſtalter durch den Senat abweichend von den vorſtehenden Vorſchriften 
günſtiger feſtgeſetzt werden. 

(3) Tritt ein Lehrer unmittelbar aus dem öffentlichen mittleren Schuldienſt oder dem Beruf- oder 
Fachſchuldienſt in den öffentlichen Volksſchuldienſt über, ſo wird das Beſoldungsdienſtalter nicht geändert. 
Beim unmittelbaren Übertritt aus einem anderen öffentlichen Schuldienſt wird das Beſoldungsdienſtalter 
nach den Vorſchriften des $ 4 Abſ. 2 Satz 1 bis 4 feſtgeſetzt. N 

(4) Beim Eintritt von Ruhegehals- oder Wartegeldempfängern in den öffentlichen Volksſchuldienſt 
wird die Dienſtzeit nach den allgemeinen Vorſchriften berechnet. i 


8 8. 

(1) Bei der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters iſt von der Zeit, die ein Lehrer im öffentlichen 
Schuldienſt von dem Eintritt in dieſen, früheſtrens aber von dem Beginne des 21. Lebensjahres ab, bis 
zur endgültigen Anſtellung ſelbſtändig in voller Beſchäftigung verbracht hat, die über fünf Jahre hinaus⸗ 
gehende Dienſtzeit auf das Beſoldungsdienſtalter anzurechnen, ſoweit die endgültige Anſtellung durch den 
Mangel an offenen Stellen oder durch ſonſtige von dem Zutun des Lehrers unabhängige Gründe ver— 
zögert worden iſt. Iſt die endgültige Anſtellung wegen unzureichender Befähigung oder aus anderen in 
der Perſon des Lehrers liegenden Gründen ausgeſetzt worden, oder wird eine Verzögerung von dem 
Lehrer ſelbſt, insbeſondere durch die Ablehnung einer angebotenen Stelle herbeigeführt, ſo bleibt die Zeit 
dieſer Verzögerung von der Anrechnung ausgeſchloſſen. 

(2) Inwieweit Unterbrechungen des öffentlichen Schuldienſtes anzurechnen find, beſtimmt die Schul- 
aufſichtsbehörde. Ausgeſchloſſen bleibt die Anrechnung der Dienſtzeit, während der die Kräfte eines 
Lehrers durch die ihm übertragenen Geſchäfte nach der Entſcheidung der Schulaufſichtsbehörde nur 
nebenbei in Anſpruch genommen geweſen find ($ 1 Abſ. 7). 

(3) Bei der Feſtſetzung der Dienſtzeit gilt die Zeit des Militär- und Marinedienſtes, ſoweit fie 
nach den jeweils geltenden Beſtimmungen auf das Beſoldungsdienſtalter anzurechnen ſein würde, als 
Dienſt an öffentlichen Schulen. 

91 Als öffentlicher Schuldienſt iſt auch die Zeit zu rechnen, während der 

1. ein Lehrer an einer Anſtalt tätig geweſen iſt, die vertragsmäßig die Vorbereitung von Zög⸗ 
lingen für die ſtaatlichen Lehrerbildungsanſtalten übernommen hat; 

2. ein Lehrer als Erzieher an einer öffentlichen Taubſtummen⸗, Blinden-, Idioten⸗, Waifen-, 
Rettungs⸗ oder ähnlichen Anſtalt oder an gleichartigen privaten Anſtalten in voller Be- 
ſchäftigung ſich befunden hat, welche nach Anerkennung durch die Schulaufſichtsbehörde aus⸗ 

. ſchließlich gemeinnützigen Zwecken dienen und für ihre Unterhaltung überwiegend auf die 
öffentliche Wohltätigkeit oder auf öffentliche Mittel angewieſen ſind; 

3. ein Lehrer an einer privaten Volksſchule tätig war, die nach Entſcheidung der Schulauſſichts⸗ 
behörde den öffentlichen Volksſchulen gleichzuachten iſt; 

4. ein Lehrer an einer von einer Synagogengemeinde unterhaltenen jüdiſchen Religionsſchule 
beſchäftigt geweſen iſt; 

5. ein Lehrer in Jugendfürſorge und Jugendpflege hauptberuflich gegen Entgelt voll beſchäftigt 
geweſen iſt; 

6. ein Lehrer an einer öffentlichen Volkshochſchule oder an einer privaten Volkshochſchule, die 
nach Entſcheidung der Schulauſſichtsbehörde den öffentlichen Volkshochſchulen gleichzuachten 
iſt, vollbeſchäftigt war. 

(6) Dit ein Lehrer als Lehrer oder Erzieher an einer anderen als der in Abſ. 4 Nr. 2 genannten 
privaten Taubftummen-, Blinden-, Idioten-, Waiſen⸗, Rettungs- oder ähnlichen Anſtalt vollbeſchäftigt 
geweſen, ſo wird dieſe Beſchäftigung der an einer Privatſchule gleichbehandelt. 

(6) Die Vorſchrift des § 6 Abſ. 5 gilt auch für Lehrer. 

b 8 9. 

(1) Über die Anrechnung der Dienſtzeit an Auslandsſchulen ſowie der Beſchäftigung an Privat- 
ſchulen in und außerhalb des Gebiets der Freien Stadt Danzig, in denen ſchulpflichtige Kinder in den 
Lehrgegenſtänden der öffentlichen Volksſchule unterrichtet werden, beſchließt die Schulaufſichtsbehörde. 

(2) Ausgeſchloſſen von der Anrechnung bleibt die Zeit, die vor den Beginn des 21. Lebensjahres 
oder vor die Erlangung der Befähigung zur Erteilung von Unterricht an öffentlichen Volksſchulen fällt. 

(3) Die hiernach anzurechnende Zeit im privaten Schuldienſt darf in der Regel 10 Jahre nicht 
überſteigen. 

(4) Vor der Anrechnung von Privatſchulzeit iſt eine Einzahlung an die Staatskaſſe zu leiſten. 
Sie beträgt für jedes Jahr der Anrechnung für Lehrer 282 G und für Lehrerinnen 258 G. In 


beſonderen Fällen kann die Einzahlung mit Genehmigung des Senats ermäßigt werden. Ein Verzicht 
auf die Einzahlung iſt nur zuläſſig, wenn die Privatſchule aus Mitteln der Freien Stadt Danzig oder 
ihrer Gemeinden überwiegend unterhalten wird. Wird ſie nicht ſofort in ganzer Summe, ſondern in 
Teilbeträgen geleiſtet, jo kann nur der Teil der Privatſchulzeit angerechnet werden, der jeweils durch den 
bis dahin gezahlten Betrag gedeckt iſt. f 

6) Die nach den bisherigen Beſtimmungen bereits erfolgte Anrechnung von Privatſchuldienſtzeit 
wird hierdurch nicht berührt. 

d) Mittelſchullehrer. 
8 10. 

(1) Die Vorſchriften des $ 7 Abſ. 1, 2 und 4 und der SS 8 und 9 finden auf Lehrer an öffent⸗ 
lichen mittleren Schulen ſinngemäß Anwendung. 

(2) Tritt ein Lehrer unmittelbar aus dem öffentlichen Volksſchuldienſt oder dem Berufs- oder 
Fachſchuldienſt oder aus einer Oberſchullehrerſtelle an einer anerkannten höheren Lehranſtalt in den 
öffentlichen mittleren Schuldienſt über, jo wird das Beſoldungsdienſtalter nicht geändert. Beim unmittel- 
baren Übertritt aus einem anderen öffentlichen Schuldienſt wird das Beſoldungsdienſtalter nach den 
Vorſchriften des 8 4 Abſ. 2 Satz 1 bis 4 feſtgeſetzt. 

8 11. 
(1) Lehrer, die die Anſtellungsfähigkeit für das höhere Lehramt oder das Pfarramt beſitzen, ſowie 


Lehrer, die die Reife einer anerkannten höheren Lehranſtalt erreicht oder eine andere als gleichwertig 


anerkannte Prüſung beſtanden, ein Hochſchulſtudium von wenigſtens drei Jahren zurückgelegt und die 
Prüfung für die Anſtellung als Mittelſchullehrer beſtanden haben, können vorzeitig als Mittelſchullehrer 
endgültig angeſtellt werden. Bei der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters dieſer Lehrer findet 87 
Abſ. 2 ſinngemäß Anwendung. Dabei kann auch die vor Erlangung einer Lehrbefähigung zurückgelegte 
Dienſtzeit berückſichtigt werden. 

(2) Das gleiche gilt für Zeichen⸗ und Muſiklehrer, die die Anſtellungsfähigkeit für höhere Lehr⸗ 
anſtalten erworben haben. 
; e) Berufs- und Fachſchullehrer. 

8 12. 

(1) Das Beſoldungsdienſtalter der endgültig angeſtellten Berufs- und Fachſchullehrer beginnt, 
ſoweit in dieſem Geſetz oder in den Ausführungsbeſtimmungen dazu nichts Abweichendes beſtimmt oder 
zugelaſſen iſt, mit dem Erſten des Monats, in dem der Lehrer im Berufs- oder Fachſchuldienſt erſtmalig 
endgültig angeſtellt wird, jedoch nicht vor der Vollendung des 26. Lebensjahres. 

(2) Bei der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters iſt von der Zeit, die ein Lehrer im Berufs- 
oder Fachſchuldienſte von dem Eintritt in dieſen, bis zur endgültigen Anſtellung ſelbſtändig in voller 
Beſchäftigung verbracht hat, die über die Vollendung des 26. Lebensjahres hinausgehende Dienſtzeit auf 
das Beſoldungsdienſtalter anzurechnen, ſoweit die endgültige Anſtellung durch den Mangel an offenen 
Stellen oder durch ſonſtige, von dem Zutun des Lehrers unabhängige Gründe verzögert worden iſt. 

(3) Beim Übertritt eines Berufs- oder Fachſchullehrers in eine höhere Beſoldungsgruppe iſt das 
Beſoldungsdienſtalter, ſoweit in dieſem Geſetz oder in den Ausführungsbeſtimmungen dazu nichts Ab— 
weichendes beſtimmt oder zugelaſſen iſt, in der Weiſe feſtzuſetzen, daß er erhält: 

a) beim Übertritt aus der Beſoldungsgruppe A 4 a in die Beſoldungsgruppe A 3a in den 
erſten vier Dienſtaltersſtufen einen um monatlich mindeſtens 30 G höheren Grundgehaltsſatz 
und von der fünften Dienſtaltersſtufe an einen ſolchen von monatlich mindeſtens 60 G, jedoch 
nur dann, wenn eine Zulage nicht gewährt wird; 

b) beim Übertritt aus der Beſoldungsgruppe A 4a in die Beſoldungsgruppe A 2a ein Be⸗ 
ſoldungsdienſtalter, wie wenn ihm zunächſt eine Stelle der Beſoldungsgruppe A 3a verliehen 
worden wäre. f 

Im übrigen gilt § 4 Abſ. 2 Satz 2 bis 5. : 

(4) Tritt ein Lehrer unmittelbar aus dem öffentlichen Volksſchuldienſt oder dem mittleren Schul- 
dienſt oder aus einer Oberſchullehrerſtelle an einer anerkannten höheren Lehranſtalt in den Berufs- oder 
Fachſchuldienſt über, jo wird das Beſoldungsdienſtalter nicht geändert. Beim unmittelbaren Übertritt 
aus dem Dienſte des Staates, einer Gemeinde, einer Körperſchaft des öffentlichen Rechts oder aus einem 
anderen öffentlichen Schuldienſt in den Dienſt an einer Berufs- oder Fachſchule wird die in planmäßigen 
Stellen nach Vollendung des 26. Lebensjahres zurückgelegte Dienſtzeit auf das Beſoldungsdienſtalter 
angerechnet. Unmittelbarer Übertritt liegt auch dann vor, wenn die Zeit zwiſchen dem Austritt aus dem 
früheren Amt und dem Eintritt in den Dienſt an einer Berufs- oder Fachſchule nachweislich ungekürzt 
dem Erwerbe der Anwartſchaft auf Anſtellung als Gewerbe- oder Handelslehrer gewidmet war. 
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6) Wieweit die Beſchäftigung an Auslandsſchulen oder an anderen Schulen oder die Zeit früherer 

praktiſcher Tätigkeit auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet werden kann, wird vom Senat beſtimmt. 

Eine Verbeſſerung des Beſoldungsdienſtalters um mehr als die Hälfte der Geſamtaufrückungszeit in der 
Beſoldungsgruppe iſt nur in Ausnahmefällen zuläſſig. 


4. Wohnungsgeldzuſchuß. 
8 13. 

() Die planmäßigen Beamten erhalten, wenn ſie ihren dienſtlichen Wohnſitz im Gebiet der Freien 
Stadt Danzig haben, einen Wohnungsgeldzuſchuß in folgender Höhe: 

In Tarifklaſſe 1 II III IV V VI VII 
monatlich 185 148 118 88 64 46 30 G. 

2) Wird die Miete für zwangsbewirtſchaftete Wohnungen durch Geſetz oder Verordnung erhöht, 
ſo ſteigt auch der Wohnungsgeldzuſchuß jeweils von demſelben Zeitpunkt ab um den gleichen Vomhundertſatz. 
Die neuen Monatsſätze des Wohnungsgeldzuſchuſſes find auf einen vollen Guldenbetrag aufzurunden. 

(3) Verheiratete Beamtinnen erhalten den Wohnungsgeldzuſchuß zur Hälfe. Sie erhalten keinen 
Wohnungsgeldzuſchuß, wenn der Ehemann als Beamter oder Angeſtellter des Staates, einer Gemeinde 
oder einer ſonſtigen Körperſchaft des öffentlichen Rechtes einen Wohnungsgeldzuſchuß bezieht. 

(4) Beamte, die im Staatsdienſte nur ein Nebenamt bekleiden, erhalten keinen Wohnungs- 

eldzuſchuß. 
geldzuſchuß 8 14 


(1) Ledige Beamte bis zum vollendeten 45. Lebensjahre erhalten an Stelle des Wohnungsgeld⸗ 
zuſchuſſes, der ſich nach § 13 ergeben würde, den der nächſtniedrigeren Tarifklaſſe. An Stelle des Woh⸗ 
nungsgeldzuſchuſſes VII tritt hierbei der um 40 v. H. gekürzte Satz. Verwitwete und geſchiedene 
Beamte gelten nicht als ledige Beamte. 

E) Die Kürzung des Wohnungsgeldzuſchuſſes findet nicht ſtatt bei Geiſtlichen ſowie bei den Be⸗ 
amtinnen, deren Grundgehaltsſätze nach der Beſoldungsordnung gekürzt werden. 

8 15. 

Für Beamte, die ihren dienſtlichen Wohnſitz außerhalb des Gebiets der Freien Stadt Danzig 

haben, beſtimmt der Senat die Höhe des Wohnungsgeldzuſchuſſes. 


8 16. 

() Wird eine Dienſtwohnung zugewieſen, fo ift fie dem Beamten mit einem Betrage, den die zu⸗ 
ſtändige Behörde unter Mitwirkung der Beamtenvertretung und unter Berückſichtigung des örtlichen 
Mietwerts feſtgeſetzt, auf ſeine Dienſtbezüge bis zur Höhe des Wohnungsgeldzuſchuſſes anzurechnen. 

f (2) Bei der Anlage und Veränderung von Dienſtwohnungen find die örtlichen Verhältniſſe und 
die Amtsſtellung des Wohnungsinhabers zu berückſichtigen. 

(3) Die Einziehung der Dienſtwohnung eines Volksſchullehrers iſt nur mit Genehmigung der 
Schulauſſichtsbehörde zuläſſig. Die Genehmigung kann nur erteilt werden, wenn genügend Mietwoh⸗ 
nungen zu angemeſſenen Preiſen in dem Schulverbande vorhanden ſind. 

(4) Auf dem Lande ſollen Volksſchullehrer bei vorhandenem Bedürfnis eine Dienſtwohnung erhalten. 


§ 17. 

() Als Zubehör von Dienſtwohnungen der Volksſchullehrer auf dem Lande ſoll, ſofern es nach 
den örtlichen Verhältniſſen tunlich iſt, unter Anrechnung auf das Grundgehalt ein Hausgarten gewährt 
werden. ; 

(2) Wo die örtlichen Verhältniſſe es angebracht erſcheinen laſſen und ein Bedürfnis vorliegt, ſoll 
den Lehrern auf dem Lande eine Landnutzung gewährt werden, welche dem durchſchnittlichen Bedürfnis 
einer Lehrerfamilie nach den örtlichen Wirtſchaftsbedingungen entſpricht. Zur Bewirtſchaftung des Landes 
ſind erforderlichenfalls Wirtſchaftsgebäude herzuſtellen. Die von dem Schullande zu entrichtenden öffent⸗ 
lichen Laſten und Abgaben werden von den Schulunterhaltungspflichtigen getragen. 

(3) Die Landnutzung iſt mit einem angemeſſenen Betrage auf die Dienſtbezüge anzurechnen. 

(4) Eine Ablöſung von Landnutzungen bedarf der Zuſtimmung der Beteiligten und der Geneh- 
migung der Schulaufſichtsbehörde. Die mangelnde Zuſtimmung Beteiligter zur Ablöſung von Land» 
nutzungen, die über das Bedürfnis hinausgehen, kann auf Antrag der Schulaufſichtsbehörde durch den 
Kreisausſchuß und, ſofern es ſich um Stadtſchulen handelt, durch das Verwaltungsgericht erſetzt werden. 
Die Entſcheidung des Verwaltungsgerichts in erſter und zweiter Inſtanz iſt endgültig. f 

6) Wo mit einer Stelle ſonſtige Berechtigungen verbunden ſind, behält es dabei ſein Bewenden. 

(6) Welcher Teil des Schullandes als Hausgarten anzuſehen iſt, entſcheidet, auch für die ordent⸗ 
lichen und Verwaltungsgerichte bindend, endgültig die Schulauſſichtsbehörde. 
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5. Kinderbeihilfen. Be 


§ 18. 9 

() Die Beamten erhalten für jedes eheliche Kind bis zum vollendeten 21. Lebensjahre eine 
Kinderbeihilfe. 5 
(2) Die Kinderbeihilfe beträgt monatlich für die erſten beiden Kinder je 25 Gulden, für das dritte 3 

und vierte Kind je 31 Gulden, für das fünfte und jedes weiterere Kind je 37 Gulden. Die Höhe des g 


jeweils zu zahlenden Satzes bemißt ſich nach der Zahl der kinderbeihilfefähigen Kinder. 
(3) Den ehelichen Kindern ſtehen gleich: 

a) für ehelich erklärte Kinder, 

b) an Kindes Statt angenommene Kinder, . 

e) Stiefkinder, die in den Hausſtand des Beamten aufgenommen find, 

d) uneheliche Kinder, wenn die Vaterſchaft des Beamten feſtgeſtellt iſt und wenn er das Kind 
in ſeinen Hausſtand aufgenommen hat oder auf andere Weiſe nachweislich für ſeinen vollen 
Unterhalt aufkommt, oder wenn der volle Unterhalt von der Beamtin als Mutter gewährt 
werden muß. 

(4) Für Kinder vom vollendeten 16. bis zum vollendeten 21. Lebensjahre wird die Kinderbeihilfe 
nur gewährt, wenn ſie 
a) ſich in der Schulausbildung oder in der Ausbildung für einen künſtig gegen Entgelt 
auszuübenden Lebensberuf befinden und 5 5 
b) nicht ein eigenes Einkommen von mindeſtens monatlich 50 G haben. 

(5) Für Kinder, die wegen körperlicher oder geiſtiger Gebrechen dauernd erwerbsunfähig ſind und 
die nicht ein eigenes Einkommen von mindeſtens monatlich 50 G haben, wird die Kinderbeihilſe ohne 
Rückſicht auf das Lebensalter weitergewährt. b 

(6) Die Kinderbeihilfe wird für jedes Kind nur einmal gewährt. 

() Die Kinderbeihilfe fällt fort mit dem Ablauf des Monats, der auf den Monat folgt, in dem 
das für den Wegfall der Beihilfe maßgebende Ereignis ſich zugetragen hat. Eine einmal ſortgefallene 
Kinderbeihilſe lebt nicht wieder auf, wenn die Vorbedingungen für ihre Gewährung nur vorübergehend 
wieder. eintreten. a 4 

Verheiratete Beamtinnen erhalten Kinderbeihilfen für gemeinſame Kinder nur, wenn der 
Ehemann bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen außerſtande iſt, ohne Gefährdung des 
ſtandesgemäßen Unterhalts der Familie dieſe zu unterhalten. Entſprechendes gilt für die geſchiedenen 
Beamtinnen. 

(9) Beamte, die im Staatsdienſte nur ein Nebenamt bekleiden, erhalten keine Kinderbeihilfe. 

8 19. 

Die Kinderbeihilfe kann im Rahmen der Vorſchriften des § 18 auch gewährt werden: 

a) für Pflegekinder und Enkel, wenn der Beamte dieſe in ſeinen Hausſtand aufgenommen hat 
und für ihren Unterhalt und ihre Erziehung keine Vergütung erhält; 

b) im Falle des Bedürfniſſes auf Antrag für Kinder (einſchließlich Pflegekinder und Enkel) vom 
vollendeten 21. bis zum vollendeten 24. Lebensjahre. 


6. Ansgleichszuſchlag. 
8 20. 5 
(1) Die Beamten erhalten zu dem Grundgehalt und zu den Zulagen einen Ausgleichszuſchlag in 
Höhe von 6 v. H. dieſer Bezüge. 
(2) Der Ausgleichszuſchlag kann zur Anpaſſung an die Veränderungen in der allgemeinen Wirtſchaftslage 
durch den Staatshaushaltsplan erhöht oder herabgeſetzt werden. Er 
(3) Der Monatsbetrag des Ausgleichszuſchlags ift auf einen vollen Guldenbetrag aufzurunden. 9 


7. Zulagen, Aufwandentſchädigungen, Sondervergütungen und Nebenbezüge. 
8 21. 
(1) Die in der Beſoldungsordnung vorgeſehenen Zulagen find unwiderruflich, ſoweit ſie dort nicht 
ausdrücklich als widerruflich bezeichnet find. N 
7 (2) In der Beſoldungsordnung nicht vorgeſehene Zulagen, Auſwandentſchädigungen und Vergütungen, 
5 insbeſondere Vergütungen für über das feſtgeſetzte oder übliche Arbeitsmaß hinausgehende Dienſtleiſtungen, 
3 werden dem Beamten aus dem Hauptamte nicht gewährt. Außerordentliche Vergütungen können im 
Einzelfalle ausnahmsweiſe im Rahmen der im Staatshaushaltsplane vorgeſehenen Mittel bewilligt werden. 
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8 22. 

(1) Mit einem Amte verbundene beſondere Nebenbezüge, wie Vorleſungs⸗ und Unterrichtsgebühren, 
Gebührenanteile, Gewinnanteile und dergleichen fließen dem Beamten als Dienſteinkommen nur ſoweit 
zu, als es in der Beſoldungsordnung ausdrücklich zugelaſſen iſt. 

O) Für ein Nebenamt oder Nebengeſchäft kann dem Beamten eine beſondere Vergütung aus der 


Staatskaſſe bewilligt werden, wenn es mit dem Hauptamte nicht in unmittelbarem Zuſammenhange ſteht 


und den Beamten über die dem Hauptamte zu widmende volle Arbeitszeit hinaus weſentlich in An— 
ſpruch nimmt. 5 

6) Übt ein Beamter im Zuſammenhange mit ſeiner amtlichen Tätigkeit eine Tätigkeit im Vorſtand, 
Aufſichtsrat, Verwaltungsrat oder einem ſonſtigen Organ einer Geſellſchaft oder eines Unternehmens 
aus, ſo iſt er verpflichtet, alle Bezüge, die ihm aus dieſer Tätigkeit zuſtehen oder gewährt werden, ſeiner 
vorgeſetzten Dienſtbehörde anzuzeigen und an die Staatskaſſe, oder, wenn die Tätigkeit mit der Wahr⸗ 
nehmung der Intereſſen einer Gemeinde, eines Gemeindeverbandes oder einer ſonſtigen Körperſchaft 
zuſammenhängt, an dieſe Körperſchaft abzuliefern. Die vorgeſetzte Dienſtbehörde kann dem Beamten als 
Erſatz für tatſächliche Aufwendungen und ausnahmsweiſe auch als beſondere Vergütung gewiſſe Bezüge 
belaſſen oder bewilligen. Der Senat kann hierüber allgemeine Grundſätze aufſtellen. In den Fällen 
dieſes Abſatzes findet der 8 1 des Geſetzes vom 10. Juni 1874 (Preuß. Geſetzſamml. S. 244) ſowie $ 16 Abſ. 1 
Satz 2 und 3 des Reichsbeamtengeſetzes vom 18. Mai 1907 (Reichsgeſetzbl. S. 245) keine Anwendung. 

(4) Im übrigen bleiben die allgemeinen Beſtimmungen über die Annahme von Vergütungen für 
Nebenämter und Nebenbeſchäftigungen durch Beamte unberührt. 


8 23. 

(1) Für ſtaatsſeitig gewährte Nutzung von Wirtſchaftsland, Feuerungs⸗ und Beleuchtungsmitteln, 
Verpflegung, Dienſtbekleidung, Jagdnutzung und dergleichen hat der Beamte einen angemeſſenen Betrag 
zu zahlen. Die Höhe dieſes Betrages wird von der zuſtändigen Behörde unter Mitwirkung der 
Beamtenvertretung feſtgelegt. In Zweifelsfällen entſcheidet der Senat endgültig. 

(2) Den Beamten, die zum Tragen von Dienſtkleidung verpflichtet find und ſich mit Zuſtimmung 
der Verwaltung ſelbſt bekleiden, wird ein angemeſſener Zuſchuß zu ihrer Beſchaffung und Unterhaltung 
nach näherer Beſtimmung durch den Staatshaushaltsplan gewährt; der Zuſchuß iſt in gleichen Teil⸗ 
beträgen wie das Dienſteinkommen zu zahlen. Re 

E) Die Gewährung von Unterkunft, Verpflegung, Bekleidung und ärztlicher Behandlung an die 
Beamten der Schutzpolizei ſowie von Bekleidung an die Landjägereibeamten, deren Umfang und die 
Anrechnung ihres Wertes auf das Dienſteinkommen, wird durch den Staatshaushaltsplan geregelt. 

(4) Für Lehrer an öffentlichen Schulen gilt § 24. 

8 24. 

(1) Wo bisher mit einer Schulſtelle Naturalleiſtungen, wie die Nutzung eines Schullandes, die 
Gewährung von Deputatgetreide und ſonſtige Leiſtungen verbunden waren, behält es dabei bis zu ihrer 
Ablöſung oder bis zur Aufhebung des bisherigen Gebrauchs ſein Bewenden. 

(2) Die Ablöſung kann von den Berechtigten, wie von den Verpflichteten, beantragt werden und 
bedarf, ebenſo wie die Aufhebung, der Zuſtimmung der Beteiligten und der Genehmigung der Schul⸗ 
aufſichtsbehörde. Das Verfahren und die Grundſätze der Ablöſung regelt der Senat. 

6) Der Anſpruch auf Lieferung von Brennſtoffen fällt fort. Etwaige Berechtigungen Dritten, 
auch den ſtaatlichen Domänen gegenüber, gehen auf die Schulverbände über. Die ſonſtigen ſtaatlichen 
Brennholzlieferungen fallen fort. Die Schulverbände ſind verpflichtet, den Brennbedarf des Lehrers auf 
ſeinen Antrag zum Selbſtkoſtenpreis zu beſchaffen und ihn zu den ortsüblichen Sätzen anzufahren. 

(4) Der Wert der Naturalleiſtungen iſt mit einem angemeſſenen Betrag auf das Dienſteinkommen 
anzurechnen. Die Höhe dieſes Betrages wird von der Schulaufſichtsbehörde unter Mitwirkung der 
zuſtändigen Lehrervertretung feſtgeſetzt. 

(5) Über die Anrechnung der Dienſteinkünfte an Geld und Naturalleiſtungen, mit Ausſchluß der 
Dienſtwohnungen, beſchließt auf Anrufung von Beteiligten der Kreisausſchuß unter Anhörung des Kreis— 
lehrerrats und, ſofern es ſich um Stadtſchulen handelt, das Verwaltungsgericht unter Anhörung der 
Lehrerkammer. Vor Feſtſetzung der Anrechnungen iſt der beteiligte Lehrer zu hören. Der Beſchluß des 
Verwaltungsgerichts in erſter und zweiter Inſtanz iſt endgültig. 

(6) Eine anderweite Feſtſetzung iſt bei erheblicher Anderung der tatſächlichen Verhältniſſe zuläſſig. 

§ 25. 

() Bei dauernder Verbindung eines Schul- und Kirchenamts tritt bis zur Löſung dieſer Ver⸗ 
bindung zu dem Grundgehalt eine ruhegehaltsfähige Zulage (Kirchenamtszulage), deren Höhe ſich nach 
dem Umfange der mit dem kirchlichen Amt verbundenen Mühewaltung richtet. Sie wird nach den im 
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8 6 des Geſetzes vom 26. Mai 1909 (Preuß. Geſetzſamml. S. 93) enthaltenen Vorſchrifteu bewilligt und 
feſtgeſetzt. 

(2) In dieſes durch die Zulage erhöhe Grundgehalt ſind auch die Einkünfte aus dem zur Aus— 
ſtattung des vereinigten Amts beſtimmten Schul-, Kirchen- und Stiftungsvermögen einſchließlich der 
Zuſchüſſe aus Kirchenkaſſen und von Kirchengemeinden ſowie der ſonſtigen Einnahmen aus dem Kirchendienſt 
einzurechnen. 

6) Die Zulage darf die Geſamtſumme dieſer Einkünfte und Einnahmen (Abſ. 2) zuzüglich 
des Nutzungswertes des den kirchlichen Intereſſenten gehörigen Anteils an dem Schul- und Küſterhaus 
oder Küſtergehöft nicht überſteigen. 

(4) Auf Antrag eines Beteiligten iſt die dauernde Verbindung eines Schul- und Kirchenamts ganz 
oder hinſichtlich einzelner Kirchendienſte zu löſen. Der Stelleninhaber bedarf hierzu der Genehmigung 
der Schulaufſichtsbehörde. Gegen den Willen des Stelleninhabers kann eine Trennung der verbundenen 
Amter nicht erfolgen. g 

(6) Nach Aufhebung der dauernden Verbindung findet eine Anrechnung des durch die — jedem 
Volksſchullehrer geſtattete — freiwillige Verwaltung eines kirchlichen Amts erzielten Nebeneinkommens 
auf das Stellengehalt nicht mehr ſtatt. 

(6) Bei Verſetzung in ein anderes Schulamt fällt die Kirchenamtszulage fort. = 


(7) Die Vorſchriften des Abſ. 1 bis 6 finden bei dauernder Verbindung eines Schulamts mit 
einem jüdiſchen Kultusamt ſinngemäß Anwendung. 


II. Nichtplan mäßige Beamte. 


1. Allgemeine Vorſchriften. 
§ 26. 


(1) Die im Staatsdienſt als Stellenanwärter vollbeſchäftigten nichtplanmäßigen unmittelbaren 
Staatsbeamten leinſchließlich der im öffentlichen Schuldienſt auftragsweiſe oder vertretungsweiſe voll⸗ 
beſchäftigten und einſtweilig angeſtellten Lehrperſonen) erhalten eine Grundvergütung und den Wohnungs⸗ 
geldzuſchuß nach Anlage 2. f 

(2) Die wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit planmäßiger Vergütung bei der Techniſchen Hochſchule 
und die ihnen gleichgeſtellten Hilfskräfte (Oberingenieure) bei der Techniſchen Hochſchule erhalten eine 
Grundvergütung und den Wohnungsgeldzuſchuß nach Anlage 3. 

6) 8 1 Abſ. 1 Satz 2, § 1 Abſ. 3, 6 und 7, 8 2 Abſ. 1 Satz 3 und 88 13 bis 25 gelten 
entſprechend. 

(4) Beim Übertritt eines Stellenanwärters aus einer Gruppe in eine andere iſt $ 4 Abſ. 2 bis 4 
ſinngemäß anzuwenden. . 

. 8 27. 


(1) Das Aufrüden in der Grundvergütung kann einem nichtplanmäßigen Beamten verſagt werden, 
wenn ſein dienſtliches oder außerdienſtliches Verhalten in erheblichem Maße zu beanſtanden iſt. 


(2) Vor der Verfügung iſt dem Beamten Gelegenheit zu geben, fi) über die Gründe der be- 
abſichtigten Maßregel zu äußern. Wird das Aufrücken verſagt, ſo ſind dem Beamten die Gründe hierfür 
ſchriftlich zu eröffnen. 


(6) Gegen die Verfügung ſteht dem Beamten die Beſchwerde an den Senat zu, ſofern fie nicht 
von dieſem ſelbſt erlaſſen iſt. 


(4) Nach Behebung der Anſtände iſt der vorläufig verſagte Grundvergütungsſatz zu gewähren, und 
zwar vom Erſten des Monats an, in dem die Bewilligungsverfügung ergeht. Nur aus beſonderen 
Gründen iſt die Gewährung von einem früheren Zeitpunkt an zuläſſig. Sie bedarf der Genehmigung 
des Senats. 7 

6) Die einſtweilige Verſagung der Aufrückung hat für ſich allein nicht die Wirkung, daß dadurch 
der Zeitpunkt für das Aufſteigen in die nächſthöhere Vergütungsſtufe hinausgeſchoben wird. 


8 28. 


Einem planmäßigen Beamten, der zu den Anwärtern für eine andere Stelle übertritt, kann zur 
Vermeidung von Härten das zuletzt bezogene Dienſteinkommen ſeiner planmäßigen Stelle bis zum Auf— 
ſteigen in der Grundvergütung nach Maßgabe der Anlage 2 oder bis zur planmäßigen Anſtellung in 
der neuen Stelle als Grundvergütung und Wohnungsgeldzuſchuß gewährt werden. 
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2. Anwürterdienſtalter. 
a) Beamte mit Ausnahme der Volks-, Mittel-, Berufs- und Fachſchullehrer. 
ö § 29. N 

(1) Das Anwärterdienſtalter der nichtplanmäßigen Beamten beginnt mit dem Tage, von dem an 
der Beamte nach erlangter Befähigung für das Amt endgültig in den Staatsdienſt übernommen iſt, 
ſoweit in dieſem Geſetz oder in den Ausführungsbeſtimmungen dazu nichts Abweichendes beſtimmt oder 
zugelaſſen iſt. Von dieſem Zeitpunkt an find die Zeitabſchnitte für das Verbleiben in den Dienſtalters⸗ 
ſtufen zu rechnen. 

(2) Bei Beamten, die beſtimmungsgemäß einen Vorbereitungsdienſt zu vollenden haben, beginnt 
das Anwärterdienſtalter unmittelbar nach Ablauf der für den Vorbereitungsdienſt vorgeſchriebenen Zeit, 
ſoweit nicht in beſonderen Fällen in den Ausführungsbeſtimmungen etwas anderes beſtimmt oder zu— 
gelaſſen iſt. Die Zeit des Vorbereitungsdienſtes verlängert ſich um ſoviel, als der Beamte die etwa 
vorgeſchriebene Prüfung durch eigenes Verſchulden verſpätet abgelegt hat. Die Verwaltung kann die 
Zeit des Vorbereitungsdienſtes auch aus anderen Gründen verlängern. 

(3) Die Zeit einer vollen Beſchäftigung gegen Entlohnung im privatrechtlichen Vertragsverhältnis 
wird auf das Anwärterdienſtalter angerechnet, ſofern der Beamte mit Ausſicht auf dauernde Verwendung 
ſtändig und hauptſächlich mit den Dienſtverrichtungen eines Beamten betraut geweſen iſt und die Be 
ſchäftigung in unmittelbarem Anſchluß daran bei der gleichen Dienſtlaufbahn zur Übernahme in das Be— 
amtenverhältnis geführt hat. Von der hiernach anzurechnenden Zeit iſt ein vom Senat zu beſtimmender 
Teil als Vorbereitungszeit abzuziehen. 

(4) Die vor der Vollendung des 20. Lebensjahres zurückgelegte Dienſtzeit gilt ſtets als Vor⸗ 
bereitungszeit. 

(5) Die Anwärterdienftzeit ſoll 5 Jahre, bei Verſorgungsanwärtern 4 Jahre, bei den vor dem 
1. Januar 1925 eingeſtellten Beamtinnen der Poſt- und Telegraphenverwaltung 8 Jahre nicht über- 
ſteigen. Iſt ein nichtplanmäßiger Beamter bis zur Vollendung dieſer Anwärterdienſtjahre noch nicht 
planmäßig angeſtellt, ſo erhält der Zivilanwärter vom Beginn des ſechſten, der Verſorgungsanwärter 
vom Beginne des fünften, die vor dem 1. Januar 1925 eingeſtellte Beamtin der Poſt-⸗ und Telegraphen⸗ 
verwaltung vom Beginne des neunten Anwärterdienſtjahres an eine Grundvergütung in Höhe des 
Anfangsgrundgehalts der Beſoldungsgruppe, in der er (fie) beim regelmäßigen Verlaufe feiner (ihrer) 
Dienſtlaufbahn zuerſt planmäßig angeſtellt wird, und daneben den ſchon bis dahin zuſtändig geweſenen 
Wohnungsgeldzuſchuß. Die Zahl der in den Vorbereitungsdienſt einzuberufenden Anwärter (Dienſt— 
anfänger) iſt alljährlich vom Senat derart feſtzuſetzen, daß der Vorſchrift im Satze 1 nach Möglichkeit 
Rechnung getragen wird. 

(6) Verzögert ſich die planmäßige Anſtellung eines Zivilanwärters ohne fein Verſchulden über die 
Vollendung des ſiebenten, eines Verſorgungsanwärters über die Vollendung des ſechſten, einer vor dem 
1. Jannar 1925 eingeſtellten Beamtin der Poſt- und Telegraphenverwaltung über die Vollendung des 
zehnten Anwärterdienſtjahres hinaus, ſo kann der Senat beſtimmen, daß die Grundvergütung auch über 
das Anfangsgrundgehalt hinaus nach Dienſtaltersſtufen mit zweijähriger Aufrückungsfriſt weiter ſteigt, 
jedoch nicht über die fünfte Dienſtaltersſtufe hinaus. 


b) Volks-, Mittel-, Berufs- und Fachſchullehrer. 
8 30. 


(1) Das Anwärterdienftalter der auftragsweiſe oder vertretungsweiſe vollbeſchäftigten und der 
einſtweilig angeſtellten Volks-, Mittel-, Berufs- und Fachſchullehrer beginnt mit dem Tage des Eintritts 
in den öffentlichen Schuldienſt in ſelbſtändiger voller Beſchäftigung, früheſtens aber vom Beginn des 
21. Lebensjahres ab, ſoweit in dieſem Geſetz oder in den Ausführungsbeſtimmungen dazu nichts Ab— 
weichendes beſtimmt oder zugelaſſen iſt. Von dieſem Zeitpunkt an find die Zeitabſchnitte für das Ver— 
bleiben in den Dienſtaltersſtufen zu rechnen. 

) Die Vorſchriften des § 4 Abſ. 5 und 6 und der SS 8 und 9 gelten ſinngemäß. 

(3) Ergeben ſich aus dieſer Berechnung der Dienſtzeit für einzelne Lehrer unverſchuldete Härten, 
ſo kann der Senat das Anwärterdienſtalter nach der beſonderen Lage des Einzelfalles feſtſetzen. 

(4) Die Belhäftigungsdauer ſoll 5 Jahre nicht überſteigen. Iſt ein Lehrer bis zur Vollendung 
des fünften Anwärterdienſtjahres aus Gründen, die nicht in feiner Perſon liegen, noch nicht planmäßig (endgültig) 
angeſtellt, ſo erhält er vom Beginne des ſechſten Anwärterdienſtjahres an eine Grundvergütung in Höhe 
des Anfangsgrundgehalts des planmäßig (endgültig) angeftellten Lehrers und daneben den ſchon bis 
dahin zuſtändig geweſenen Wohnungsgeldzuſchuß, ſoweit nicht die Anlage 2, Ziffer 4 bis 9, etwas 
anderes beſtimmt oder zuläßt. 
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6) Verzögert ſich die planmäßige (endgültige) Anſtellung eines Volksſchullehrers ohne ſein Ver⸗ 
ſchulden über die Vollendung des ſiebenten Dienſtjahres hinaus, ſo kann der Senat beſtimmen, daß die 
Grundvergütung auch über das Anfangsgrundgehalt hinaus nach Dienſtaltersſtufen mit zweijähriger 
Aufrückungsfriſt weiter ſteigt, jed och nicht über die fünfte Dienſtaltersſtufe der Beſoldungsgruppe A dc hinaus. 


III. Sonſtige Vorſchriften. 
1. Zahlungsweiſe der Dienſtbezüge. 
8 31. 


Die Dienſtbezüge werden monatlich im voraus bezahlt. Der Senat kann beſtimmen, daß die 
Dienſtbezüge der planmäßigen Beamten bei Überweiſung auf ein Konto vierteljährlich im voraus gezahlt 
werden dürfen. 


2. Sterbebezüge. a * 
8 32. | 1 
(1) Hinterläßt ein planmäßiger Beamter eine Witwe oder eheliche oder legitimierte Nachkommen, 
ſo werden die vollen Dienſtbezüge leinſchließlich der Kinderbeihilfen) des Verſtorbenen noch für die auf 
den Sterbemonat folgenden drei Monate (Sterbevierteljahr) unter Anrechnung des vor dem Tode fällig 
gewordenen Betrages gewährt. Die Zahlung erfolgt unmittelbar nach dem Tode des Beamten in einer a 
Summe. An wen das Sterbevierteljahr zu zahlen iſt, beſtimmt der Senat oder die von ihm bezeichnete an 
Behörde. In gleicher Weiſe wird den Hinterbliebenen eines nichtplanmäßigen Beamten, der zur Befrie- Te 
digung eines dauernden Bedürfniſſes und nicht nur aushilfsweiſe beſchäftigt war, das Sterbevierteljahr Be 
von den ihm in feſten monatlichen Beträgen zuſtehenden vollen Dienſtbezügen (einſchließlich der Kinder⸗ 5 
beihilfen) gezahlt. ö 
(2) Die Vorſchriſten des Abſ. 1 finden auch auf die ehelichen Nachkommen einer Beamtin Anwendung. 

6) Das Sterbevierteljahr iſt auch zu gewähren: 

a) wenn der Verſtorbene (Abſ. 1 und 2) Verwandte der aufſteigenden Linie, Geſchwiſter, Ge⸗ 
ſchwiſterkinder, Pflegekinder oder uneheliche Kinder, deren Ernährer er ganz oder überwiegend 
geweſen iſt, in Bedürftigkeit hinterläßt oder 

b) wenn nnd ſoweit der Nachlaß nicht ausreicht, um die Koſten der letzten Krankheit und der 
Beerdigung zu decken. Als Nachlaß im Sinne dieſer Vorſchrift gilt nicht der notwendige 
Hausrat, der von den Hinterbliebenen oder Verwandten ſchon zu Lebzeiten des Beamten im 
gemeinſamen Haushalt mitbenutzt worden iſt. 


§ 33. } 

(1) In dem Genuſſe der Dienſtwohnung iſt die hinterbliebene Familie, die mit dem Verſtorbenen 
die Wohnung geteilt hat, nach Ablauf des Sterbemonats noch 3 Monate zu belaſſen. Hinterbleibt eine 
ſolche Familie nicht, jo iſt denen, auf die der Nachlaß übergeht, auf Antrag eine vom Todestage an zu 
rechnende dreißigtägige Friſt zur Räumung der Dienſtwohnung zu gewähren. 

(2) In jedem Falle müſſen Arbeits- und Sitzungszimmer, ſowie ſonſtige für den amtlichen Gebrauch 
beſtimmte Räumlichkeiten ſofort geräumt werden. Ferner muß in der Dienſtwohnung, die ein Beamter 
bis zu ſeinem Tode bewohnte, auf Erfordern der Behörde demjenigen, der mit der Verwaltung der 
Stelle beauftragt iſt, ohne Anſpruch auf Entſchädigung ein angemeſſenes Unterkommen gewährt werden. 

(3) Sofern das dienſtliche Intereſſe es ausnahmsweiſe erfordert, iſt die ganze Dienſtwohnung, 
die ein Beamter bis zu ſeinem Tode bewohnte, auf Anordnung des Senats bereits vor Ablauf der in 
Abſ. 1 genannten Zeiten gegen Gewährung voller Entſchädigung für die Beſchaffung eines anderweiten 
angemeſſenen Unterkommens zu räumen. Der Betrag der Entſchädigung wird vom Senat endgültig 
feſtgeſetzt. 
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3. Rechtsweg. 
§ 34. 


(1) Über die Gehaltsanſprüche der unter dieſes Geſetz fallenden Beamten findet der Rechtsweg 
nach Maßgabe der beſtehenden Vorſchriſten ſtatt. Die Klage auf Zahlung der Dienſtbezüge iſt gegen De 
den Staat und, ſoforn es ſich um Leiftungen handelt, für die die Schulunterhaltungspflichtigen unmittel⸗ 25 
bar einzutreten haben, gegen dieſe zu richten. 8 

(2) Bei der richterlichen Beurteilung find die auf Grund dieſes Geſetzes erfolgten Feſtſetzungen 
über die Dienſtbezüge der Stelle, insbeſondere über die Höhe des Grundgehalts und der Grundvergütung, 
des Wohnungsgeldzuſchuſſes, der Zulagen, des Ausgleichszuſchlags und der Kinderbeihilfen, über Dienſt⸗ 
wohnung, Dienſtland, Naturalleiſtungen ſowie über die Anrechnung von Dienſtbezügen auf das Grund— 
gehalt zugrunde zu legen. 5 
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4. Auseinanderſetzung beim Lehrerwechſel. 
8 35. 

(1) Bei Streitigkeiten zwiſchen dem abgehenden Volksſchullehrer oder den Erben des verſtorbenen 
Lehrers und dem anziehenden Lehrer oder dem Schulverbande über die Auseinanderſetzung wegen der 
Landnutzung, der Naturalleiſtungen, der Dienſtwohnung einſchließlich des Hausgartens oder der baren 
Dienſtbezüge trifft die Schulaufſichtsbehörde, vorbehaltlich des Rechtsweges, eine im Verwaltungswege 
vollſtreckbare einſtweilige Entſcheidung. Bei Verſetzungen kann ſie anordnen, daß die von dem Lehrer 
zu viel erhobenen Beträge für ſeine Rechnung den Berechtigten unmittelbar aus den Bezügen erſtattet 
werden, die der Lehrer in der neuen Schulſtelle zu empfangen hat. 

(2) Die Schulauſſichtsbehörde iſt befugt, die Entſcheidung allgemein den ihr nachgeordneten Behörden 
zu übertragen. i 

5. Leiter und Lehrer an nichtſtaatlichen öffentlichen höheren Lehranſtalten. 
8 36. 

(1) Bürgerliche Gemeinden oder Gemeindeverbände, die öffentliche höhere Lehranſtalten unterhalten, 
ſind verpflichtet, die Mittel bereitzuſtellen, die erforderlich ſind, um die Leiter und Lehrer einſchließlich 
der Hilfslehrer an dieſen Anſtalten nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes zu beſolden, ſoweit dieſe Mittel 
nicht aus den eigenen Einnahmen der Anſtalten oder aus anderen dazu beſtimmten Fonds gedeckt werden. 

(2) Die Vorſchrift des Abſ. 1 findet auch auf die öffentlichen höheren Lehranſtalten Anwendung, 
die von anderen juriſtiſchen Perſonen oder aus eigenem Vermögen oder anderen dazu beſtimmten 
Fonds zu unterhalten ſind. 

(3) Höhere Lehranſtalten im Sinne der Abſ. 1 und 2 find die von der Schulauſſichtsbehörde als 
ſolche anerkannten Unterrichtsanſtalten. 

(4) Wandelt eine Gemeinde uſw. eine höhere Lehranſtalt in eine ſolche mit veränderten Berechtigungen 
um, ſo erlangen die Leiter und Lehrer der Anſtalt hierdurch nicht die Befugnis, aus dem von ihnen be— 
kleideten Amt auszuſcheiden. Jedoch ſind ihnen die Dienſtbezüge zu gewähren, die ihnen zuſtehen 
würden, wenn die Umwandlung nicht erfolgt wäre. 5 

(5) Unter Aufrechterhaltung gleicher Beſoldungsanſprüche müſſen ſich die Lehrer an ſolchen von 
Gemeinden uſw. unterhaltenen höheren Lehranſtalten, die aufgehoben oder deren Klaſſenbeſtand und 
Lehrkräfte verringert werden, die Verſetzung an eine andere höhere Lehranſtalt gefallen laſſen, ſoweit an 
dieſer Anſtalt nach deren Unterrichtsplan für ihre Beſchäftigung Raum iſt. 


IV. übergangsvorſchriften. 
8 37. 
Die Einweiſung der am 31. Oktober 1928 im Amt geweſenen Beamten in die ſich aus dieſem Geſetz 


ergebenden Bezüge erfolgt nach Maßgabe eines Stellenplans, den der Senat, für die Beamten des 
Volkstags der Präſident des Volkstags, aufſtellt. 


8 38. 

(1) Das Beſoldungsdienſtalter der zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes im Amt geweſenen 
planmäßigen Beamten iſt vor der Überleitung ($ 89) nach den Vorſchriften des Beamten-Dienſteinkommen⸗ 
geſetzes vom 23. Dezember 1921 (Geſetzbl. S. 229) in der am 31. März 1923 gültigen Faſſung neu zu 
berechnen. Bei der Einweiſung der am 31. Dezember 1923 vorhanden geweſenen Beamten in die Be— 
ſoldungsgruppen des Geſetzes vom 14. März 1924 (Geſetzbl. S. 49) iſt Artikel 2 des genannten Geſetzes 
ſinngemäß anzuwenden. Im übrigen bleiben die nach dem 31. März 1923 beſchloſſenen Anderungen bei 
der Berechnung des Beſoldungsdienſtalters außer Betracht. Sind die Vorſchriften des § 6 Abſ. 1 bis 4, 


8 8 Abſ. 1, § 10 Abſ. 1 und § 12 Abſ. 1 und 2 dieſes Geſetzes günſtiger als diejenigen des § 4 Abſ. 1 


bis 4, 9, 21 und 23 des Beamten -Dienſteinkommensgeſetzes vom 23. Dezember 1921 in der am 31. März 
1923 gültigen Faſſung, ſo ſind ſtatt dieſer die erſteren anzuwenden. 

(2) Das Beſoldungsdienſtalter der zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes im Amte geweſenen 
Zollbeamten der alten Beſoldungsgruppe A 5 und darüber, deren Laufbahn bei der Zollverwaltung in 
einer niedrigeren Beſoldungsgruppe begann, iſt ſo zu berechnen, wie wenn ihre Laufbahn in einer Stelle 
der alten Beſoldungsgruppe A 5 begonnen hätte. 

(3) Beim Übertritt eines Zollwachtmeiſters (neue Beſoldungsgruppe A 11) in die Stelle eines 
Zollbetriebsaſſiſtenten (neue Beſoldungsgruppe A 10a) wird das Beſoldungsdienſtalter nicht gekürzt. 
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839. 

(1) Das neue Beſoldungsdienſtalter der zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Getetzes im Amte 
geweſenen planmäßigen Beamten ergibt ſich aus den, den einzelnen Beſoldungsgruppen der Beſoldungs⸗ 
ordnung beigefügten Überleitungsbeſtimmungen. Die dort vorgeſehenen Verkürzungen des Beſoldungs⸗ 
dienſtalters find jo zu berechnen, als wenn dieſes Geſetz bereits am 1. Oktober 1927 in Kraft getreten 
wäre; ſie dürfen, abgeſehen von den Beamten der Schutzpolizei, vier Jahre nicht überſteigen und nicht 

verhindern, daß der Beamte ſpäteſtens 2 Jahre vor der Erreichung der Altersgrenze das Endgrund— 
gehalt erhält. 


(2) Iſt die Stelle eines beförderten Beamten auch in der neuen Veſoldungsordnung als Beförde⸗ 


rungsſtelle herausgehoben, jo iſt das Beſoldungsdienſtalter — über die Überleitungsbeſtimmungen hinaus — 
mindeſtens ſo feſtzuſetzen, daß der Beamte ein höheres Grundgehalt erhält, als er bei Einweiſung in eine 
niedrigere Stelle derſelben Laufbahn nach den Überleitungsbeſtimmungen erhalten haben würde. 


$ 40. 


Bei der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters der am 31. Oktober 1928 noch nicht planmäßig an⸗ 
geſtellten, aber im Dienſte befindlichen oder vorgemerkten Verſorgungsanwärter wird neben der nach 8 6 
Abſ. 2 bis 4 anzurechnenden Dienſtzeit noch die im Heere, in der Marine oder in der Schutzpolizei vom 
Beginne des 16. bis zum Ende des 19. Dienſtjahres zurückgelegte Zeit zur Hälfte angerechnet. 


§ 41. 


(1) Das Anwärterdienſtalter der zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes im Dienſte befindlichen 
nichtplanmäßigen Beamten wird um 2 Jahre verbeſſert. Ihnen wird bei der erſten planmäßigen An⸗ 
ſtellung ($ 6 Abſ. 1, § 8 Abſ. 1, § 10 Abſ. 1, § 12 Abſ. 2), die zwiſchen dem Beginne des verbeſſerten 
Anwärterdienſtalters und der erſten planmäßigen Anſtellung liegende Zeit auf das Beſoldungsdienſtalter 
angerechnet, ſoweit ſie ſieben Jahre, bei Verſorgungsanwärtern ſechs Jahre, bei den vor dem 1. Januar 
1925 eingeſtellten Beamtinnen der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung zehn Jahre überſteigt. 


(2) Auf die zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes als Stellenanwärter im Dienſte befindlichen 
nichtplanmäßigen Beamten finden die Vorſchriften des § 29. Abſ. 5 Satz 2 und des § 30 Abſ. 4 Satz 2 
entſprechende Anwendung mit der Maßgabe, daß ſie wie die planmäßigen Beamten weiter im Grund- 
gehalt aufrücken; hierbei bleibt die nach Abſ. 1 erfolgte Verbeſſerung des Anwärterdienſtalters außer 
Betracht. Daneben erhalten dieſe Stellenanwärter den ihrer Vergütungsſtufe entſprechenden Wohnungs⸗ 
geldzuſchuß. 

V. Schluß vorſchriften. 

; 8 42. 

Das Beamten⸗Ruheſtandsgeſetz vom 23. Februar 1926 (Geſetzbl. S. 39) wird wie folgt geändert: 
1. Im 8 7 Abſ. 1 iſt die Nr. 2 zu ſtreichen. 2 
2. Im $ 14 Abſ. 2 iſt ſtatt „Anfangsgrundgehalts der Beſoldungsgruppe I A 3“ zu ſetzen: 


„Anfangsdienſteinkommens (Grundgehalts und Wohnungsgeldzuſchuſſes) in der Beſoldungs⸗ 
gruppe A 11“. 


3. Im 8 15 erhalten die Abſ. 1 und 2 folgende Faſſung: 


„) Das Ruhegehalt wird von dem auf Grund des Beſoldungsgeſetzes zuletzt bezogenen 
Dienſteinkommen berechnet, ſoweit es aus Grundgehalt oder Grundvergütung, Wohnungs⸗ 
geldzuſchuß und den in der Beſoldungsordnung vorgeſehenen ruhegehaltsfähigen Zulagen 
beſteht. Der Wohnungsgeldzuſchuß wird mit dem ungekürzten Satze angerechnet, und zwar 
auch dann, wenn der Beamte einen Wohnungsgeldzuſchuß nicht oder nur teilweiſe bezogen 
hat. $ 14 des Beſoldungsgeſetzes gilt entſprechend. 

(2) Ruhegehaltsfähig ſind ferner die in der Beſoldungsordnung oder im Staatshaus⸗ 
haltsplan ausdrücklich als ruhegehaltsfähig bezeichneten Sondervergütungen und Nebenbezüge, 
ſowie die mit Nebenämtern oder Nebengeſchäften verbundenen Vergütungen, wenn eine plan⸗ 
mäßige Stelle als Nebenamt bleibend verliehen war. Andere Vergütungen und Nebenbezüge, 
insbeſondere auch der Ausgleichszuſchlag, die Kinderbeihilfen und die Auſwandentſchädigung 
ſind nicht ruhegehaltsfähig.“ 

4. Im 8 18 Abs. 1 erhält die Nr. 6 folgende Faſſung: 

„6. entſprechend $ 8 Abſ. 4 und 5, 8 9 und 8 12 Abſ. 4 und 5 des Beſoldungs— 

geſetzes tätig war, ſoweit dieſe Zeit auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet worden iſt.“ 
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Im 8 18 Abf. 1 Nr. 7 iſt der eingeklammerte Satzteil: 


„G 3 Abſ. 4 und § 4 Abſ. 10 des Beamten-Dienſteinkommensgeſetzes)“ durch 
„G 8 Abſ. 2 des Beſoldungsgeſetzes)“ zu erſetzen. 


Im 8 21 Nr. 4 iſt der Satzteil „884 Abſ. 13 des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes“ durch 


„§ 9 des Beſoldungsgeſetzes“ zu erſetzen. 
Im 8 26 Abſ. 1 iſt die Nr. 3 von „8. bei weiblichen“ bis „beſtreiten“ zu ſtreichen. 


8. Im Abſchnitt III find in der Überſchrift die Worte „und Frauenbeihilfe“ zu ſtreichen. 


10. 
H. 


12. 


13. 
14. 


15. 


16. 


17. 


8 41 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 


„J) Die in den 88 18 und 19 des Beſoldungsgeſetzes vorgeſehenen Kinderbeihilfen 
werden in der gleichen Weiſe unter den dort genannten Vorausſetzungen den in den Warte- 
oder Ruheſtand verſetzten Beamten gewährt.“ 
§ 42 wird geſtrichen. 

Im 8 43 werden die Abſ. 1 bis 3 durch folgende Beſtimmungen erſetzl: 

„q) Wartegeld- und Ruhegehaltsempfänger, die ihren Wohnſitz im Gebiet der Freien 
Stadt Danzig haben, erhalten einen Ausgleichszuſchlag in Höhe von 6 v. H. desjenigen 
Teils des Wartegelds oder Ruhegehalts, der fi) aus dem Grundgehalt oder der Grund- 
vergütung und aus etwaigen ruhegehaltsfähigen Zulagen ergibt. 

(2) Der Ausgleichszuſchlag kann zur Anpaſſung an die Veränderungen in der all- 
gemeinen Wirtſchaftslage durch den Staatshaushaltsplan erhöht oder herabgeſetzt werden. 

6) Der Monatsbetrag des Ausgleichszuſchlags iſt auf einen vollen Guldenbetrag 
aufzurunden.“ 
§ 44 erhält folgende Faſſung: 8 

„Alle nach dieſem Geſetz zuſtändigen Verſorgungsbezüge werden monatlich im voraus 
gezahlt. Der Senat kann beſtimmen, daß fie bei Uberweiſung auf ein Konto vierteljährlich 
im voraus gezahlt werden dürfen.“ 

Im 8 45 Abſ. 1 iſt das Wort „Frauenbeihilfe“ zu ſtreichen. 
Im 8 49 erhält der Abſ. 6 folgenden Zuſatz: 

„es ſei denn, daß die Abfindungsſumme zurückgezahlt worden iſt.“ 
Im 8 57 Abſ. 2 iſt hinter b) einzufügen: 

c) ſonſtige Beamte nach Beſtimmung des Senats, ſoweit ſie im Dienſt beſonderen 
Gefahren für Leben und Geſundheit ausgeſetzt waren, infolgedeſſen einen Unfall erlitten 
haben und dadurch dauernd oder vorübergehend dienſtunfähig geworden find." — 

Im 8 57 Abſ. 2 find unter „1“ die Worte „eine Frauenbeihilfe“ zu ſtreichen und ſtatt „41 
bis 43“ zu ſetzen: „41 und 43”, 
8 58 wird geſtrichen. 

a 8 43. 


Das Beamten-Hinterbliebenengeſetz vom 23. Februar 1926 (Geſetzbl. S. 53) wird wie folgt geändert: 


1. 


§ 10 erhält folgende Faſſung: 

„Die Zahlung des Witwen- und Waiſengeldes beginnt mit dem Ablauf des Sterbe⸗ 
vierteljahres (§ 32 des Beſoldungsgeſetzes und 8 45 des Beamten-Ruheſtandsgeſetzes), für 
ſpäter geborene Waiſen jedoch erſt mit dem erſten Tage des Geburtsmonats.“ 


Im 8 11 (b) iſt der Satzteil „§S 22 Abſ. 1 Satz 2 des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes 


mit der Maßgabe uſw. bis überſteigt“ zu erſetzen durch: „§ 18 Abſ. 4 und 5 des Befoldungs. 
geſetzes gewährt.“ 


3. § 16 erhält folgende Faſſung: 


„6) Die in den SS 18 und 19 des Beſoldungsgeſetzes vorgeſehenen Kinderbeihilfen 
werden in der gleichen Weiſe unter den dort genannten Vorausſetzungen für die Kinder der 
im Amt, im Warteſtande oder im Ruheſtande verſtorbenen Beamten gewährt, und zwar 
auch dann, wenn Waiſengeld nach dieſem Geſetz nicht zuſtändig iſt. Auch für Stiefkinder, 
uneheliche Kinder, Pflegekinder und Enkel darf die Kinderbeihilfe gezahlt werden, wenn der 
Beamte dieſe bis zu ſeinem Ableben bezogen hat oder die Vorausſetzungen für ihre Ge- 
währung erfüllt waren. 

(2) Als eigenes Einkommen der Kinder im Sinne des § 18 Abſ. 4 und 5 des Be— 
ſoldungsgeſetzes gilt nur ſonſtiges eigenes Einkommen, nicht dagegen das Waiſengeld.“ 
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4. Im $ 17 werden die Abſ. 1 bis 3 durch folgende Beſtimmungen erſetzt: 

„) Hinterbliebene, die ihren Wohnſitz im Gebiet der Freien Stadt Danzig haben, 
erhalten einen Ausgleichszuſchlag in Höhe von 6 v. H. desjenigen Teils des Witwen- und 
Waiſengeldes, der ſich aus dem der Berechnung zugrunde liegenden Grundgehalt (Grund⸗ 
vergütung) nebſt den etwaigen ruhegehaltsfähigen Zulagen ergibt. 

(2) Der Ausgleichszuſchlag kann zur Anpaſſung an die Veränderungen in der allge⸗ 
meinen Wirtſchaftlage durch den Staatshaushaltsplan erhöht oder herabgeſetzt werden. 

(3) Der Monatsbetrag den Ausgleichszuſchlags iſt auf einen vollen Guldenbetrag auf- 
zurunden.“ 5 

Im 8 28 Abſ. 1 (b) iſt hinter dem Worte „Polizeibeamten“ einzufügen: „und ſonſtigen 
Beamten ($ 57 Abſ. 2 — b und e — des Beamten -Ruheſtandsgeſetzes).“ 
§ 44. 
Bei der Neuregelung der Bezüge der am 1. November 1928 vorhandenen Verſorgungsberechtigten 
auf Grund der 88 54 und 57 Abſ. 2 (II) des Beamten-Ruheſtandsgeſetzes und der SS 24 und 28 
Abſ. 1 (II) des Beamten-Hinterbliebenengeſetzes finden die 88 38, 39 und 41 dieſes Geſetzes ſinngemäß 
Anwendung. 5 


S 


8 45. f 

Das Geſetz über die erhöhte Anrechnung der während des Krieges zurückgelegten Dienſtzeit vom 
13. September 1922 (Geſetzbl. S. 452) wird wie folgt geändert: 

§ 1 erhält folgenden Zuſatz: 

„Ferner wird die Zeit einer Kriegsgefangenſchaft anderthalbfach angerechnet, ſofern die 
im Abſ. 1 der Verordnung der Reichsregierung vom 30. November 1918 (Reichsgeſetzbl. 1919 
S. 183) genannte Vorausſetzung für ihre Anrechnung als Dienſtzeit gegeben iſt. \ 
§ 46. 

() War das Grundgehalt (die Grundvergütung) nebſt Aufwandentſchädigung und Sondervergütung 
eines Beamten auf Grund des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes vom 23. Dezember 1921 in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 14. März 1924 und des Geſetzes vom 21. November 1924 (Geſetzbl. 
1924 S. 68 und 515) am 31. Oktober 1928 höher als das dem Beamten auf Grund dieſes Geſetzes 
zuſtehende Grundgehalt (Grundvergütung) nebſt Wohnungsgeldzuſchuß, Zulagen, Ausgleichszuſchlag, 
Aufwandentſchädigung und Sondervergütung, ſo iſt ihm der Unterſchiedsbetrag, ſoweit es ſich um ruhe⸗ 
gehaltsfähige Bezüge handelt, als ruhegehaltsfähiger Zuſchuß, im übrigen als nichtruhegehaltsfähiger 
Zuſchuß bis zu dem Zeitpunkt weiter zu gewähren, an dem der Unterſchied durch Steigen der genannten 
neuen Bezüge ausgeglichen wird. ; 5 

(2) Waren die bisherigen Kinderbeihilfen eines Beamten am 31. Oktober 1928 höher als die ihm 
auf Grund dieſes Geſetzes zuſtehenden Kinderbeihilfen, fo iſt ihm der Unterſchiedsbetrag als Zuſchuß bis 
zu dem Zeitpunkt weiter zu gewähren, an dem der Unterſchied durch die neuen Kinderbeihilfen aus- 
geglichen wird oder dieſe fortfallen. Kinderbeihilſen für neu hinzutretende Kinder bleiben hierbei außer 
Anrechnung. 

(3) War der Monatsbetrag der bisherigen Frauenbeihilfe eines Beamten höher als der Betrag, 
um den im Falle der Gültigkeit des Geſetzes vom 30. März 1928 (Geſetzbl. S. 14) ſeine Bezüge im 
Monat Oktober 1928 gekürzt worden wären, ſo iſt ihm der Unterſchiedsbetrag als Zuſchuß bis zu dem 
Zeitpunkt weiter zu gewähren, an dem der Unterſchied durch ſpäteres Steigen der ab 1. November 1928 
nach dieſem Geſetz zuſtändigen Bezüge, ausſchließlich der Kinderbeihilfen, ausgeglichen wird oder an dem 
die Frauenbeihilſe nach den bisherigen Vorſchriften fortgefallen wäre. 

( Abſ. 1 bis 3 gelten ſinngemäß auch für die am 1. November 1928 vorhandenen Verſorgungs⸗ 
berechtigten bei Neuregelung ihrer Bezüge auf Grund der SS 54 und 57 Abſ. 2 (II) des Beamten⸗ 
Ruheſtandsgeſetzes und der SS 24 und 28 Abſ. 1 (II) des Beamten⸗Hinterbliebenengeſetzes. 

6) Der Zuſchuß nach Abſ. 2 bleibt auch neben den Verſorgungsbezügen zuſtändig, wenn ein 
Beamter nach dem 31. Oktober 1928 in den Ruheſtand verſetzt wird oder ſtirbt. 


8 47. 5 

Zuviel erhobene Bezüge ſind, auch ſoweit eine Bereicherung nicht mehr vorliegt, von den Beamten 

und Verſorgungsberechtigten zurückzuzahlen. b 
8 48. 

Der Senat iſt ermächtigt, anſtelle der in anderen Geſetzen für die Bemeſſung von Bezügen an⸗ 
geführten Beſoldungsgruppen des Beamten-Dienſteinkommengeſetzes vom 23. Dezember 1921 in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 14. März 1924 und des Geſetzes vom 21. November 1924 
(Gejegbl. 1924 S. 68 und 515) die entſprechenden neuen Beſoldungsgruppen zu beſtimmen. 
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§ 49. 
Anderungen der Beſoldungsordnung können inſoweit durch den Staatshaushalt erfolgen, als ſie 
durch Anderungen in der Organiſation der Staatsverwaltung, insbeſondere auch die Einrichtung neuer 
in der Beſoldungsordnung nicht aufgeführter Beamtenklaſſen erforderlich werden. 


i § 50. 

() Hinſichtlich der Aufbringung der Mittel zur Volksſchullehrerbeſoldung behält es bis auf weiteres 
bei den bisherigen Vorſchriften ſein Bewenden. 

(2) Aufgehoben find die früheren Verpflichtungen des Staates, Schulunterhaltungskoſten auf Grund 
beſonderer Rechtstitel oder beſonderer geſetzlicher Vorſchriften oder Ortsbeſtimmung (Ortsverfaſſung, Her— 
kommen, Gewohnheitsrecht) zu tragen und Schulſtellen mit Land auszuſtatten. Ausgenommen davon 
ſind die baulichen Verpflichtungen, die der Staat in ſeiner Eigenſchaft als kirchlich Beteiligter bei ver- 
einigten Kirchen: und Schulämtern zu tragen hat. Die Verpflichtungen ſonſtiger Dritter auf Grund be 
ſonderer Rechtstitel bleiben unberührt. 

8 51. 

(1) Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erläßt der Senat. 

(2) Der Senat iſt ermächtigt, in Ausnahmefällen eine von den vorſtehenden Geſetzesbeſtimmungen 
abweichende günſtigere Regelung zuzulaſſen, ſofern die beſondere Lage der Verhältniſſe es geboten er- 
ſcheinen läßt. 

§ 52. 

(1) Dieſes Geſetz und feine ſpäteren Anderungen und Ergänzungen ſowie die Ausführungsbeftim- 
mungen dazu, ſind für die Gemeinden und Gemeindeverbände im Sinne des Kommunalbeamtengeſetzes 
vom 30. Juli 1899 (Preuß. Geſetzſamml. S. 141) in dem Sinne bindend, daß ſie verpflichtet ſind, die 
Beſoldung ihrer Beamten entſprechend den Grundſätzen dieſes Geſetzes zu regeln. Die Dienſtbezüge 
ihrer hauptamtlichen Beamten dürfen nicht ungünſtiger, aber auch nicht günſtiger geregelt werden, als 
die Dienſtbezüge der gleich zu bewertenden unmittelbaren Staatsbeamten. Bei dieſer Regelung ſind alle 
Umſtände zu berückſichtigen, die für die Bewertung des betreffenden Beamtenberufs im allgemeinen und 
der zu beurteilenden Stelle im beſonderen in Frage kommen. Eine günſtigere Regelung iſt nur beim 
Vorliegen beſonderer Verhältniſſe und aus beſonderen Gründen zuläſſig. 


(2) Die hiernach von den Gemeinden und Gemeindeverbänden zu erlaſſenden Beſoldungsordnungen 
(Beſoldungsvorſchriften nebſt Stellenplan) und ihre ſpäteren Anderungen und Ergänzungen, zu denen 
die zuſtändige Beamtenvertretung zu hören iſt, ſind dem Senat zur Genehmigung vorzulegen. Mit der 
Beſoldungsordnung zugleich iſt dem Senat die Stellungnahme der Beamtenvertretung mitzuteilen. Dem 
Senat ſteht es frei, in geeigneten Fällen die Beſoldungsordnung mit der Behörde und der Beamten- 
vertretung zu erörtern. Im Falle der Beanſtandung ſetzt der Senat die Beſoldungsordnung feſt, ſofern 
die Gemeinde- oder Gemeindeverbandsbehörde ſich nicht der Beanſtandung fügt. Gegen die Feſtſetzung 
des Senats ſteht der Gemeinde- oder Gemeindeverbandsbehörde Einſpruch beim Oberverwaltungsgericht 
zu. Dieſes entſcheidet über den Einſpruch endgültig. 


a $ 53. N 

§ 45 ꝗritt mit Wirkung vom 1. Auguſt 1914 mit der Maßgabe in Kraft, daß Nachzahlungen von 
Verſorgungsbezügen für die Zeit vor dem 1. November 1928 nicht geleiſtet werden. Im übrigen tritt dieſes 
Geſetz mit Wirkung vom 1. November 1928 in Kraft. Alle ſeinen Vorſchriften entgegenſtehenden Geſetze und 
Verordnungen werden aufgehoben, insbeſondere das Beamten-Dienſteinkommensgeſetz vom 23. Dezember 
1921 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 14. März 1924 (Geſetzbl. S. 68), das Geſetz vom 
21. November 1924 (Geſetzbl. S. 515) und das Geſetz vom 30. März 1928 (Geſetzbl. S. 14), letzteres 
mit dem 1. April 1928. 

854. 

(1) Hat ein Beamter oder ein Verſorgungsberechtigter in der Zeit vom 1. Oktober 1927 bis zum 
31. Oktober 1928 geringere Bezüge erhalten, als er erhalten haben würde, wenn dieſes Geſetz bereits am 
1. Oktober 1927 in Kraft getreten wäre, ſo iſt ihm der Mehrbetrag nachzuzahlen. Bei der Berechnung 
bleibt jedoch § 46 Abſ. 1 und Abſ. 4, letzterer, ſoweit er auf Abſ. 1 Bezug hat, außer Betracht. 

(2) Soweit der aus Anlaß der Beſoldungsneuregelung für die Zeit vom 1. Oktober 1927 bis zum 
31. Oktober 1928 vorſchußweiſe gezahlte Betrag den Mehrbetrag (Abſ. 1) etwa überſteigt, iſt er in Aus- 
gabe zu belaſſen. 


Danzig, den 19. Oktober 1928. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Gehl. 


Befoldungsordnung 
für die planmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten. 


A. Auffteigende Gehälter mit feſten Grundgehaltsſätzen. 
B. Feſte Gehälter. 


C. Gehälter mit Mindeſtgrundgehaltsſätzen. 


e * 


Beſoldungsgruppe 1a. 
861 — 974 — 1087 — 1190 — 1292 Gulden monatlich. 


Wohnungsgeldzuſchuß: III in der erſten und zweiten Dienſtaltersſtufe, 
II von der dritten Dienſtaltersſtufe an. 


Vorbemerkungen. 

1. In den Beſoldungsgruppen ſind zur Abkürzung der Beſoldungsordnung — als Sammel— 5 
bezeichnung — aufgeführt: Amtsräte, Amtmänner, Oberinſpektoren, Oberſekretäre, Sekretäre, l 
Aſſiſtenten und Betriebsaſſiſtenten. Darunter fallen, ſoweit es das ſachliche Bedürfnis erfordert: }: 
Volkstags⸗, Regierungs- Regierungsbau⸗, techniſche Regierungs-, Finanz-, Verwaltungs-, Bibliotheks-, 992 
Kreis-, Polizei-, Juſtiz⸗, Konſiſtorial⸗, Bau-, techniſche, Vermeſſungs⸗, Kataſter⸗, Poſt⸗, Tele⸗ : 3 
graphen-, Steuer- und Zoll⸗Amtsräte, ⸗Amtmänner, ⸗Oberinſpektoren, »Oberſekretäre, Sekretäre, 4 

Aſſiſtenten und Betriebsaſſiſtenten. 5 

2. Beamtinnen in den mit einem + bezeichneten Stellen erhalten die Grundgehaltsſätze um 10 v. H. 1 
gekürzt. Die gekürzten Grundgehaltsſätze ſind monatlich auf einen vollen Guldenbetrag auf 4 
zurunden. A 

3. Beamte, deren Amtsbezeichnung durch dieſe Beſoldungsordnung abgeändert worden iſt, ſind x 
berechtigt, ihre bisherige Amtsbezeichnung weiter zu führen. f * 

A. Aufſteigende Gehälter mit feſten Grundgehaltsſätzen. 3 


Überleitung: Beamte mit einem alten Einzelgehalt erhalten das Beſoldungsdienſtalter, 
das ſie früher nach § 38 in einer Stelle der alten Beſoldungsgruppe A 13 hatten 
oder gehabt hätten, verkürzt um 4 J hre, mindeſtens jedoch ein ſolches vom Tage 
der Verleihung der jetzigen Stelle; 

Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe A 13 erhalten das gemäß 
§ 38 errechnete Beſoldungsdienſtalter, verkürzt um 4 Jahre. 5 


Senatspräſidenten beim Obergericht!) Oberſt der Schutzpolizei (erhält nur die letzte Dienſt⸗ 
berſtaatsanwalt als Leiter der Staatsanwalt altersſtufe der Beſoldungsgruppe A 1a) 

8 Ne Ya Oberbaudirektoren (bisher Oberbauräte) als Leiter 
5 5 8 der Hoch- und Tiefbauverwaltung 

Präſident des Oberverwaltungsgerichts ) Landesmedizinalrat 

Senatsräte 


Leiter der Unabhängigen Rechnungsſtelle. 
I) Die am 31. Oktober 1928 im Amt geweſenen Beamten erhalten für ihre Perſon die Bezüge der Beſoldungsgruppe B 4. 


Beſoldungsgruppe 1b. 
636 — 708 — 779 — 851 — 923 — 954 — 1046 Gulden monatlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: III. 


Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe A 13 erhalten 
das gemäß $ 38 errechnete Beſoldungsdienſtalter, verbeſſert um 2 Jahre, im 
günſtigſten Falle jedoch ein ſolches von 10 Jahren. 


Oberregierungsrat als Verwaltungsgerichts⸗ Oberſtudiendirektoren an 3 beſonders großen Schulen, 
direktor 1) die vom Senat als ſolche zu bezeichnen ſind. 


) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 31 6 monatlich. 
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Beſoldungsgruppe 2 a. 


451 — 503 554 — 395 — 636 — 677 — 718 _ 769 800 — 


831 — 862 Gulden monatlich. 


Wohnungsgeldzuſchuß: III bei Gewährung einer ruhegehaltsfähigen Zulage; 
im übrigen: IV in der erſten bis dritten Dienſtaltersſtufe ), 
III von der vierten Dienſtaltersſtufe an. 


überleitung: Das Beſoldungsdienſtalter der 


Majore und des Oberſtabsarztes 


der Schutzpolizei beginnt mit dem Erſten des Monats, in dem die Beförderung zu 


dieſen Dienſtgraden erfolgt iſt. 


Im übrigen erhalten die Beamten das gemäß 8 38 errechnete Beſoldungsdienſt⸗ 
alter und zwar diejenigen mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe 

A 11 unverändert, im günſtigſten Falle jedoch ein ſolches von 14 Jahren, 

A 12 um 4 Jahre verbeſſert, 

A 13 um 10 Jahre verbeſſert. 


Oberregierungsräte e) 
Regierungsräte (bisher zum Teil Regierungsräte als 


Referenten beim Senat oder in gehobener Stellung 


und Regierungsfinanzräte) 
Regierungs- und Volkswirtſchaftsräte 
Oberpoſträte e) 
Poſträte 
Oberpoſtdirektoren 2) 
Poſtdirektoren 
Telegraphendirektoren 
Landräte) 
Oberſtleutnant der Schutzpolizei (erhält nur die letzte 


Dienſtaltersſtufe der Beſoldungsgruppe A 2a) 2) 


e ei] (erhalten die Dienſtalterſtufen 
Oberſtabsarzt 15 790 und 862 G monatlich und 
Schutzpolizei den Wohnungsgeldzuſchuß IM) 


Leiter der Staatl. Kriminalpolizei 4) 

Negierungs- und Kaſſenrat (bisher Finanzdirektor) 

Direktor beim Rechnungsprüfungsamt 

Direktor der Staatshauptkaſſe 

Direktor der Steuerkaſſe 

Steuerdirektor (künftig wegfallend) 

Direktor beim Volkstag 

Regierungs- und Gewerberat:) 

Gewerberäte 

Obergerichtsräte ?) 

Landgerichtsdirektoren ?) 

Amtsgerichtsdirektor als aufſichtführender Richter beim 
Amtsgericht Danzig?) 


Amtsgerichtsräte als aufſichtführende Richter bei 


Amtsgerichten mit 3 oder mehr Richtern 0 
Amtsgerichtsräte 
Landgerichtsräte 
Erſte Staatsanwälte s) 
Staatsanwaltſchaftsräte 
Strafanſtaltsdirektor 3) 


Juſtiz- und Kaſſenrat (bisher Rechnungsdirektor beim 


Obergericht) 
Oberregierungs- und Forftrat?) 
Regierungs- und Forſtrat s) 
Oberförſter ' 

Direktor beim Objervatorium?) 


Oberbauräte ) 

Regierungsbauräte (bisher Regierungs- und Bauräte 
als Referenten beim Senat oder in gehobener 
Stellung und Regierungs- und Bauräte) 

Bauräte 

Oberingenieure 

Stadtbaumeiſter in gehobener Stellung 

Regierungs- und Chemieräte 

Obſervatoren 

Regierungs- und Steuerrat (bisher Regierungs- und 
Kataſterrat) N 

Oberfonfiftorialrat 2) 

Konſiſtorialräte 

Direktor des Hygieniſchen Inſtituts 2) 

Direktor des Chemiſchen Unterſuchungsamtes 2) 

Direktor der Staatlichen Frauenklinik 2) 5) 

Oberarzt bei der Staatlichen Frauenklinik 

Regierungs⸗ und Medizinalrat beim Verſorgungs⸗ 
und Penſionsamts) 

Medizinalräte e) ) (bisher Regierungs- und Medi⸗ 
zinalräte) 

Oberregierungs- und Veterinärrate) 

Veterinärräte °) ?) (bisher Regierungs- u. Veterinärräte) 

Staatsarchivdirektor e) (bisher Archivdirektor) 

Staatsarchivräte (bisher Staatsarchivare) 

Bibliotheksdirektor bei der Techniſchen Hochſchule ) 

Direktor des Statiſtiſchen Landesamtes?) 

Muſeumsdirektoren >) 

Kuſtoden 

Oberregierungs⸗ und Schulräte ) 

Regierungs- und Schulräte ) 

Schulräte (bisher Kreisſchulräte) 

Oberſtudiendirektoren und Oberſtudiendirektorinnen 2), 
joweit nicht in Beſoldungsgruppe A Ib 

Studiendirektoren und Studiendirektorinnen an Voll⸗ 
anſtalten ?) 

Studiendirektoren und Studiendirektorinnen an Nicht⸗ 
vollanftalten 3) 

Oberſtudienräte und FOberftudienrätinnen an Schulen, 
deren Leiter die Bezüge der Beſoldungsgruppe 
AIb erhalten?) 

Oberſtudienräte und f Oberjtudienrätinnen :) 


een 
1 


8 


Studienräte und F Studienrätinnen (bisher zum Teil | Direktor der Staatlichen Erziehungsanſtalt 
Oberzeichenlehrer und 7 Oberzeichenlehrerinnen, Direktor der Staatlichen Fürſorgeanſtalt 
Obermuſiklehrer und 7 Obermuſiklehrerinnen an | Direktor der Taubſtummenſchule 
den höheren Lehranſtalten, Oberlehrer und +Ober- | Direktoren der höheren Fachſchulen s) 
lehrerinnen an der kunſtgewerblichen Abteilung Direktoren der Fachſchulen 
der Handwerkerſchule, Diplom⸗Handelsoberlehrer [Direktoren und Direktorinnen der beruflich ausge— 
und Seminarräte) bauten Schulen. 


geldzuſchuß III. a 
2) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 123 G monatlich. 
) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 62 8 monatlich. 


) Der am 31. Oktober 1928 vorhandene Stelleninhaber erhält für ſeine Perſon eine ruhehaltsfähige Zulage von 
62 G monatlich. \ 


5) Sofern und ſolange dieſem Beamten die Ausübung von Privatpraxis geſtattet iſt, ruht das Grundgehalt in Höhe 
von 10 v. H. N 


6) Die nichtvollbeſoldeten Medizinalräte und die nichtvollbeſoldeten Veterinärräte erhalten 75 v. H. der Grundgehalts⸗ 
ſätze der vollbeſoldeten Medizinalräte und der vollbeſoldeten Veterinärräte. 


) Soweit die Medizinalräte und die Veterinärräte auch Referententätigkeit ausüben, erhalten ſie die Amtsbezeichnung 
„Regierungs- und Medizinalrat“ und „Regierungs- und Veterinärrat“. 


8) Soweit nicht vorſtehend beſondere Beſtimmungen getroffen ſind, kann den Beamten bei den einzelnen Verwaltungen 
nach Maßgabe des ſachlichen Bedürfniſſes im Rahmen des Staatshaushaltsplans eine unwiderrufliche ruhegehaltsſähige oder 
widerrufliche nichtruhegehaltsfähige Zulage von 62 G monatlich gewährt werden. 


9 Die am 31. Oktober 1928 im Amt geweſenen Beamten mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe A 13 erhalten 
für ihre Perſon eine ruhegehaltsfähige Zulage in der Höhe, daß — zuſammen mit der etwa ſonſt nach den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes zu gewährenden Zulage — der Betrag von 123 6 monatlich erreicht wird. 


10) Den Leitern der wiſſenſchaftlichen Inſtitute und den leitenden Arzten von Krankenanſtalten kann die Amtsbezeichnung 
„Profeſſor“ nach vom Senat zu erlaſſenden Grundſätzen beigelegt werden. 


) Beamte der Beſoldungsgruppe A 2 a, die zu Vorſitzenden des Landesarbeitsgerichts beſtellt werden, erhalten als 
ſolche außerdem eine Zulage von 62 G monatlich, die, ſoweit die Beſtellung auf Zeit erfolgt, widerruflich und nichtruhegehalts⸗ 
fähig iſt. 


1) Die am 31. Oktober 1928 im Amt geweſenen Beamten der alten Beſoldungsgruppe A 12 erhalten jedoch den Wohnungs- 


Beſoldungsgruppe 2 b. 
492 — 533 — 574 — 615 — 656 — 697 — 738 — 769 — 800 Gulden monatlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: IV in der erſten bis dritten Dienſtaltersſtufe y), 
III von der vierten Dienſtaltersſtufe an. 
überleitung: Die Beamten erhalten das gemäß 8 38 errechnete Beſoldungsdienſtalter 
und zwar diejenigen mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe l 


A 11 unverändert, im günſtigſten Falle jedoch ein ſolches von 12 Jahren, 
A 12 um 4 Jahre verbeſſert. 


Amtsräte (vergl. Vorbemerkung 1) Rektor oder Rektorin einer beſonders großen öffent- 
Zollräte 2) lichen Mittelſchule, die vom Senat als ſolche zu 
Oberzollkommiſſar ) (künftig wegfallend) bezeichnen iſt. 


) Die am 31. Oktober 1928 im Amt geweſenen Beamten der alten Beſoldungsgruppe A 12 erhalten jedoch den Wohnungs- 
geldzuſchuß III. 

) Ein durch den Staatshaushaltsplan zu beſtimmender Teil der Beamten erhält eine ruhegebaltsſähige Stellenzulage 
von 62 G monatlich und die Amtsbezeichnung „Oberzollrat“ (bisher „Zolldirektor“). 

6) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 62 G monatlich. 


Beſoldungsgruppe 2e. 
369 — 410 — 451 — 492 — 533 — 574 — 615 — 656 — 697 — 728 — 759 Gulden monatlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: IV in der erſten bis fünften Dienſtaltersſtufe, 
5 III von der ſechſten Dienſtaltersſtufe an. 


Überleitung; Die Beamten erhalten das gemäß $ 38 errechnete Beſoldungsdienſtalter 
und zwar diejenigen mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe 


A 10 unverändert, im günſtigſten Falle jedoch ein ſolches von 10 Jahren, 
A 11 um vier Jahre verbeſſert. 


Kataſterdirektoren (bisher Kataſterräte und Kataſterkontrolleure). 
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Beſoldungsgruppe 3a. 
369 — 410 — 451 - — 492 — 533 — 574 — 615 — 646 — 677 — 708 — 738 Gulden monatlich. 


Wohnungsgeldzuſchuß: IV in der erſten bis fünften Dienſtaltersſtufe, 
III von der ſechſten Dienftaltersftue an. 
überleitung: Die Beamten erhalten das gemäß $ 38 errechnete Beſoldungsdienſtalter, 
und zwar diejenigen mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe 
A 9 um 4 Jahre verkürzt, im günſtigſten Falle jedoch ein ſolches von 6 Jahren, 
A 10 unverändert, im günſtigſten Falle jedoch ein ſolches von 10 Jahren, 
A 11 um 4 Jahre verbeſſert. 
Regierungsfanbmeffer (bisher zum Teil Regierungs- 
oberlandmeſſer) 
Stadtbaumeiſter (bisher zum Teil Stadtarchitekten 
und Architekten) 
Ingenieure (bisher Stadtingenieure und Ingenieure) 


Stellvertreter und 7 Stellvertreterinnen der Leiter 
und Leiterinnen von Berufsſchulen mit mindeſtens 
vier hauptamtlichen, planmäßig angeſtellten Lehr— 
perſonen mit der Anſtellungsfähigkeit als Gewerbe⸗ 
oder Handelslehrer oder lehrerin und mit min- 


Regierungslandwirt deſtens 15 Klaſſen und zweite Stellvertreter und 
Volkswirte 7. Stellvertreterin der Leiter und Leiterinnen von 
Direktor der Staatlichen Werbeſtelle !) Berufsſchulen mit mindeſtens acht ſolcher Lehr— 
Turnrat perſonen und 30 Klaſſen. 


Abteilungsvorſteher und Abteilungsvorſteherinnen 
der beruflich ausgebauten Schulen. 


Leiter und Leiterinnen von Berufsſchulen mit min⸗ 
deſtens 4 hauptamtlichen, planmäßig angeſtellten 
Lehrperſonen mit der Anſtellungsfähigkeit als 
Gewerbe⸗ oder Handelslehrer oder lehrerin, ſoweit 

i nicht in Beſoldungsgruppe A 2a. 


BESTE Die bisher gewährte Dienſtaufwandentſchädigung fällt fort. 


Beſoldungsgruppe 3b. 
492 — 533 — 574 — 615 — 656 — 687 — 718 Gulden monatlich. 


Wohnungsgeldzuſchuß: IV in der erſten bis dritten Dienſtaltersſtufe, 
III von der vierten Dienſtaltersſtufe an. 
überleitung: Das Beſoldungsdienſtalter der Hauptleute der Schutzpolizei beginnt mit 
dem Erſten des Monats, in dem die Beförderung zu dieſem Dienſtgrad erfolgt iſt; 
ſie erhalten jedoch 

a) als Beamte der alten Beſoldungsgruppe A 10, wenn fie nach $ 38 in dieſer 
Gruppe ein Beſoldungsdienſtalter vom 31. März 1914 oder früher haben, ein 
Beſoldungsdienſtalter vom 1. März 1924, im übrigen ein ſolches vom 1. No⸗ 
vember 1926; 

b) als Beamte der alten Beſoldungsgruppe A 11, wenn fie nach 8 3 38 in dieſer 
Gruppe ein Beſoldungsdienſtalter vom 31. Dezember 1915 5 früher haben, 
mindeſtens ein Beſoldungsdienſtalter vom 1. Oktober 1923; 

c) als Beamte der alten Beſoldungsgruppe A 11, wenn fie nach 8 38 in dieſer 
Gruppe ein Beſoldungsdienſtalter vom 31. Dezember 1923 bis 1. Januar 1916 
haben, mindeſtens ein Beſoldungsdienſtalter vom 1. Oktober 1925. 

Im übrigen erhalten die Beamten das gemäß 8 3s errechnete Beſoldungsdienſtalter 
und zwar diejenigen mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe 
A0 unverändert, im günſtigſten Falle jedoch ein ſolches von 4 Jahren, 
A 11 unverändert. 


Amtmänner — vergl. Vorbemerkung 1 — (bisher 
Amtsräte, ſoweit nicht in Beſoldungsgruppe A 2 b) 

Rechnungsdirektor bei der Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
verwaltung 

Juſtizverwaltungsrat als ſtändiger Wehner des 
Juſtiz⸗ und Kaſſenrats 

Suftizlandrentmeifter 

Forſtverwalter (bisher Forſtrevierverwalter) 

Polizeiräte 

Kriminalräte 

Stabszahlmeiſter der Schutzpolizei 


Hauptleute der Schutzpolizei (dieſe erhalten die Dienſt⸗ 
altersſtufen 

492 (Wohnungsgeldzuſchuß IV) 

615 (Wohnungsgeldzuſchuß III) 

708 (Wohnungsgeldzuſchuß III) 

G monatlich). 

Rektoren und Rektorinnen von 8 Volksſchulen (ein 
ſchließlich ſolcher für körperlich oder geiſtig nicht 
normal veranlagte Kinder und ſolcher mit er— 
weitertem Lehrziel), die vom Senat als beſonders 

bedeutungsvoll bezeichnet werden. 


3 Kt 
Beſoldungsgruppe 36e... g ER 
369 — 400 — 431 — 462 — 492 — 523 — 554 — 585 — 615 — 646 — 677 Gulden monatlich. 


Wohnungsgeldzuſchuß: IV in der erſten bis fünften Dienſtaltersſtufe, 
III von der ſechſten Dienſtaltersſtufe an. 
überleitung: Die Beamten erhalten das nach 8 38 errechnete Beſoldungsdienſtalter 
und zwar diejenigen mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe 
A 9 unverändert, im günſtigſten Falle jedoch ein ſolches von 12 Jahren, 
A 10 unverändert, im günſtigſten Falle jedoch ein ſolches von 16 Jahren, 
A 11 um 4 Jahre verbeſſert. 
Oberamtsanwälte (bisher Amtsanwaltſchaftsräte und Taubſtummenoberlehrer und + Taubſtummenober⸗ 
Amtsanwälte) lehrinnen (bisher Taubſtummenlehrer und J Taub⸗ 
Seefahrtsoberlehrer ſtummenlehrerinnen) !) 
Fachſchuloberlehrer und Fachſchuloberlehrerinnen an 
der Haushaltungs⸗ und Gewerbeſchule 


1) Außerdem für einen Taubſtummenoberlehrer als Vertreter des Direktors eine ruhegehaltsfähige Zulage von 62 G 
monatlich und für die ſonſtigen Taubſtummenoberlehrer und + Taubſtummenoberlehrerinnen eine ſolche von 31 G monatlich. 

2) Die am 31. Oktober 1928 im Amt geweſenen Beamten mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe A 11 erhalten 
für ihre Perſon die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 3 b (ohne Stellenzulage), ſoweit nicht die Bezüge der Beſoldungsgruppe 
A3« einſchließlich der etwa gewährten Stellenzulage günſtiger ſind. 


Beſoldungsgruppe 4a. EN RR 
369 — 395 — 421 -- 47 — 472 — 43% — 513 — 533 — 554 — 574 — 595 Gulden monatlich. 


Wohnungsgeldzuſchuß: IV. Nr 
Überleitung: Die Beamten erhalten das nach 8 38 errechnete Beſoldungsdienſtalter 
und zwar diejenigen mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe 
A 9 unverändert, im günſtigſten Falle jedoch ein ſolches von 16 Jahren, 
A 10 um 4 Jahre verbeſſert, a i 
A 11 um 8 Jahre verbeſſert, f 25 e 
A 12 um 12 Jahre verbeſſert. 

Oberſchullehrer und + Oberſchullehrerinnen !) (bisher] Rektoren und Rektorinnen der öffentlichen mittleren 
Oberlehrer und 5 Oberlehrerinnen, Lehrer und Schulen mit mindeſtens 5 Klaſſen und 4 plan⸗ 
+ Lehrerinnen, ordentliche Lehrer und Fordent⸗ mäßigen Schulftellen®), ſoweit nicht in Beſoldungs⸗ 
liche Lehrerinnen, akademiſch gebildete Zeichen⸗ gruppe A 2 b 
lehrer und F Zeichenlehrerinnen, Zeichenlehrer und | Konrektoren und + Konrektorinnen an öffentlichen 
+ Zeichenlehrerinnen, Geſanglehrer und +Gefang- | T mittleren Schulen mit mindeſtens 5 Klaſſen und 


lehrerinnen, + Jugendleiterinnen, Turnlehrer und 4 planmäßigen Schulſtellen, zweite Konrektoren und 
+ Turnlehrerinnen an den höheren Lehranſtalten) 1 Konreftorinnen an öffentlichen mittleren Schulen 
Leiter und Leiterinnen von Berufsſchulen mit weniger mit mindeſtens 12 Klaſſen und 10 planmäßigen 
als 4 hauptamtlichen, planmäßig angeſtellten Lehr⸗ Schulſtellen ſowie dritte Konrektoren und TKonrekto⸗ 
perſonen mit der Anſtellungsfähigkeit als Ge⸗ rinnen an öffentlichen mittleren Schulen mit min⸗ 
werbe- oder Handelslehrer oder lehrerin?) deſtens 18 Klaſſen und 15 planmäßigen Schulftellen*) 


Lehrer- und J Lehrerinnen an (bisher Oberlehrer] Leiter und Leiterinnen kleiner Mittelſchul n, Rektorats⸗ 
Fach- und Berufsſchulen mit | und 7 Oberlehre- ſchulen und höherer Mädchenſchulen mit 4 oder 


der Anſtellungsfähigkeit als Be 7 weniger Klaſſen und 4 oder weniger planmäßigen 

Handels- oder Gewerbelehrer Bandera Ge. Schulſtellen?) N ; 

oder lehrerin!) Y werbeoberlehrer Lehrer und F Lehrerinnen einſchließlich der techniſchen 
Turnlehrer und T Turnlehrerinnen (und Gewerbe⸗ Lehrer und J Lehrerinnen an den öffentlichen 

an Fach- und Berufsſchulen, oberlehrerinnen, mittleren Schulen!) b 

die die für die Anſtellung A Lehrer und J Lehrerinnen an der Staatlichen Er⸗ 


an den höheren Lehranſtalten + Handelsoberleh⸗ ziehungsanſtalt 

vorgeſchriebene Prüfung ab- rerinnen an Fach⸗ Strafanſtaltsoberlehrer (bisher Strafanſtaltslehrer und 

gelegt haben. u. Berufsſchulen). Organiſt) f 
— 

1) Mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde können für S hulſtellen, für deren Juhaber (Inhabe innen) beſondere An- 
forderungen vorgeschrieben find, ruhegehaltsfähige Zulagen g währt werden. Dieſe Zulagen dürjen den Unterſchiedsbetrag 
zwiſchen den Dienſtbezügen (Grundgehalt und Wohnun gsgeldzuſchuß) der Beſoldungsgruppe 4a und K 2 a nit überſteigen 
Urerſteigt die Zulage den Betrag von 82 G monatlich, ſo erhält die Lehrperſon von der achten Dienſtalte rsſtufe an den Woh⸗ 
nungsgeldzuſchuß III. ö A ee . 
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2) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Stellenzulage von monatlich bis 62 G. Mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde 
können dieſen Leitern und Leiterinnen von Berufsſchulen die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 3 a (ohne Stellenzulage) gewährt 
werden, wenn an der Schule außer dem Leiter oder der Leiterin mindeſtens eine zweite hauptamtliche, planmäßig angeſtellte 


Lehrperſon mit der Anſtellungsfähigkeit als Gewerbe- oder Handelslehrer oder -lehrerin vorhanden tft und die Schule wenigſtens 
zwei Abteilungen für verſchiedene Berufsgruppen umfaßt. 


8) Erhalten eine ruhegehaltsfähige Stellenzulage von monatlich 144 G und von der achten Dienſtaltersſtuſe an den 
Wohnungsgeldzuſchuß III. 


4) Erhalten eine ruhegehaltsfähige Stellenzulage von monatlich 82 8 und von der achten Dienſtaltersſtufe au den 
Wohnungsgeldzuſchuß III. 

5) Die am 31. Oktober 1928 im Amt geweſenen Beamten mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe A 11 erhalten 
für ihre Perſon die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 3 b (ohne Stellenzulage), diejenigen mit den Bezügen der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe A 12 für ihre Perſon die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 2 b (ohne Stellenzulage), ſoweit nicht die Bezüge der 
Beſoldungsgruppe A 4a einſchl. der etwa gewährten Stellenzulage günſtiger ſind. 


Beſoldungsgruppe Ab. 
400 — 421 — 441 — 462 — 482 — 503 — 523 — 544 Gulden monatlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: IV. a 
überleitung: Die Beamten erhalten das gemäß § 38 errechnete Beſoldungsdienſtalter 
und zwar diejenigen mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe 


A 9 unverändert, im günſtigſten Falle jedoch ein ſolches von 10 Jahren, 
A 10 um 4 Jahre verbeſſert. 


Kriminalkommiſſare (bisher zum Teil Kriminaloberkommiſſare) ) 


) Die am 31. Oktober 1928 im Amt geweſenen Beamten mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe A 10 erhalten 
für ihre Perſon eine ruhegehaltsfähige Zulage von 41 G monatlich. 


Beſoldungsgruppe 4e. 
287 — 313 — 339 — 365 — 390 — 410 — 431 — 451 — 472 — 492 — 513 Gulden monatlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: IV bei Gewährung einer ruhegehaltsfähigen Zulage, 
im übrigen: V in ber erften bis dritten Dienſtaltersſtufe 1), 
IV von der vierten Dienſtaltersſtuſe an. 
überleitung: Die Beamten erhalten das gemäß 8 38 errechnete Beſoldungsdienſtalter 
und zwar diejenigen mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe 

A 8 unverändert, im günſtigſten Falle jedoch ein ſolches von 14 Jahren, 
A 9 um 4 Jahre verbeſſert, jedoch bei Gewährung einer ruhegehaltsfähigen 
Stellenzulage von 82 G monatlich, im günſtigſten Falle ein ſolches von 


16 Jahren, 
A 10 um 8 Jahre verbeſſert. 
Oberinſpektoren 2) 2) — vergl. Vorbemerkung 1 — Dolmetſcherinſpektoren ) (bisher zum Teil Dolmetſcher⸗ 


Oberſekretäre — vergl. Vorbemerkung 1 — (bisher oberinſpektoren) 
Inſpektoren, Oberſekretäre und Bibliotheksſekretäre):) | Gefangenenfürſorger?«) 


Poſtmeiſter Strafanſtaltsvorſteher?) 

Rechnungsreviſoren beim Rechnungsprüfungsamte) Strafanſtaltsrentmeiſter“) (bisher Rendant) 
Rechnungsreviſoren >) f Strafanſtaltsinſpektoren (bisher zum Teil Straf 
Oberbuchhalter bei der Staatshauptkaſſe ) anſtaltsoberſekretäre) 

Kaſſierer bei der Staatshauptkaſſe e) Oberzollkontrolleure ®) 

Eichungsoberinſpektor e) Rentmeiſter bei der Techniſchen Hochſchule s) (bisher 
Eichungsinſpektor e) Verwaltungsinſpektor) 

Obereichmeiſter Leiter der Staatlichen Blindenanſtalt') (bisher Ver⸗ 


Oberzahlmeiſter ?) und Zahlmeiſter der Schutzpolizei waltungsinſpektor) 
Werkleiter der Schutzpolizei Rektoren und Rektorinnen (Leiter und Leiterinnen 


Schiffahrtspolizeioberſekretäre von Volksſchulen mit 6 oder mehr Klaſſen und 
Bezirksreviſor?) mindeſtens 5 planmäßigen Schulſtellen) ), ſoweit 
Oberbuchhalter bei der Juſtizhauptkaſſee ) nicht in Beſoldungsgruppe A 3b 
Juſtizoberrentmeiſter ) e und der Bol ER ner x 
N ; ; \ anſtaltungen der Volksſchulen für körperli 
Aultetenteuſter 2 0 0 geiſtig nicht normal veranlagte Kinder mit vier 
Kaſſierer bei der Juſtizhauptkaſſe o) oder mehr aufſteigenden Klaſſen, ſoweit nicht in 


Amtsgerichtskalkulator beim Amtsgericht in Danzig Beſoldungsgruppe A 3bs) 


351 | 


Rektoren und Rektorinnen von Volksſchulen, denen 
gehobene Klaſſen (Klaſſen mit erweitertem Lehr⸗ 
ziel) angegliedert find, mit insgeſamt mindeſtens 
7 Klaſſen und 6 planmäßigen Schulſtellen “), ſo⸗ 
weit nicht in Beſoldungsgruppe A 3 b 


Konrektoren und F Konrektorinnen an Volksſchulen 
mit mindeſtens 7 Klaſſen, zweite Konrektoren 
und + Konrektorinnen an Schulen mit mindeſtens 
14 Klaſſen und dritte Konrektoren und 7 Kon⸗ 
rektorinnen an Schulen mit mindeſtens 21 Klaſſen?) 


Konrektoren und J Konrektorinnen an beſonderen 
Veranſtaltungen der Volksſchulen für geiſtig oder 
körperlich nicht normal veranlagte Kinder mit 
mindeſtens 7 Klaſſen, zweite Konrektoren und 
+ Konrektorinnen an Veranſtaltungen dieſer Art 
mit mindeſtens 14 Klaſſen ſowie Hauptlehrer und 
Hauptlehrerinnen an ſolchen Veranſtaltungen (Leiter 
und Leiterinnen von Schulen mit mindeſtens 
3 auſſteigenden Klaſſen und 3 planmäßigen Schul⸗ 
find) ſoweit ſie nicht Rektoren und Rektorinnen 
in 207 


a ara und Hauptlehrerinnen (Leiter und 
eiterinnen von Volksſchulen mit mindeſtens 
3 Klaſſen und mindeſtens 3 planmäßigen Schul⸗ 
in) ſoweit ſie nicht Rektoren und Rektorinnen 
ind) ?) 
Lehrer und J Lehrerinnen, die an beſonderen Ver⸗ 
anſtaltungen der Volksſchulen für körperlich oder 
geiſtig nicht normal veranlagte Kinder zur 
dauernden vollen Beſchäftigung überwieſen find 1) 


Lehrer und + Lehrerinnen, die an den Volksſchulen 
angegliederten gehobenen Klaſſen (Klaſſen mit 
erweitertem Lehrziel) zur dauernden vollen Be⸗ 
ſchäftigung überwieſen ſind 1) 

Erſte Lehrer und ferſte Lehrerinnen an Volksſchulen 
mit 2 planmäßigen Schulſtellen und alleinſtehende 
Lehrer und F Laden nach Ablauf von 5 Jahren 
feit der endgültigen Anſtellung!“) 

Lehrer und F Lehrerinnen einſchließlich der techniſchen 
Lehrer und J Lehrerinnen an Volksſchulen 

Fachlehrer und 5 Fachlehrerinnen, Lehrer und 
+ Lehrerinnen an Fach- und Berufsſchulen 18) ic) 


1) Die am 31. Oktober 1928 im Amt geweſenen Beamten der alten Beſoldungsgruppe A 9 erhalten den Wohnungs 


geldzuſchuß IV. 


2) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Stellenzulage von monatlich 72 G. 
8) Die im Staatshaushaltsplan für 1928 vorgeſehenen Stellen für Oberinſpektoren ſind beim Freiwerden zum Teil in 


ſolche für Oberſekretäre umzuwandeln. 


4) Kreisoberſekretäre erhalten außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von monatlich 52 6, Juſtizoberſekretäre, die in der 
Hauptſache als Rechtspfleger tätig ſind, eine ſolche von 31 G monatlich. 

5) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Stellenzulage von monatlich 52 G. 

6) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Stellenzulage von monatlich 31 G. 


7) Der am 31. Oktober 1928 im Amt geweſene 
monatlich 52 G. 


Beamte erhält für ſeine Perſon eine ruhegehaltsfähige Zulage von 


7 a) Der am 31 Oktober 1928 im Amt geweſene Beamte erhält für ſeine Perſon die Bezüge der Beſoldungsgruppe A2 a. 
8) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Stellenzulage von monatlich 123 6 (gegebenenfalls einſchließlich der Stellenzulage 


nach Anm. 11). 


9) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Stellenzulage von monatlich 144 G. A 
10) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Stellenzulage von monatlich 103 G (einſchließlich der Stellenzulage nach Anm. 11). 


u) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Stellenzulage von monatlich 82 G (gegebenenfalls einſchließlich 


nach Anm. 2). 
12) Außerdem eine 


der Stellenzulage 


ruhegehaltsfähige Stellenzulage von monatlich 21 G. Dieſe Zulage fällt fort, wenn die Lehrperſon 


in eine andere Stelle verſetzt wird, mit der eine Zulage nicht verbunden iſt. 
18) Außerdem für Lehrperſonen mit einer Zuſatzausbildung für Schreibfächer und Bürotechnik eine ruhegehaltsfähige 


Stellenzulage von monatlich 31 G. 


14) Einer der am 31. Oktober 1928 im Amt geweſenen Fachlehrer erhält für ſeine Perſon die Bezüge der Beſoldungs⸗ 


gruppe A 3 b. 


15) Soweit nicht vorſtehend beſondere Beſtimmungen getroffen ſind, können nach Maßgabe des ſachlichen Bedürfniſſes im 
Rahmen des Staatshaushaltsplanes ruhegehaltsfähige Zulagen von 52 und 31 G monatlich gewährt werden. 
16) Die am 31. Oktober 1928 im Amt geweſenen Beamten mit den Bezügen der alten d den Re A 10 erhalten 


für ihre Perſon eine ruhegehaltsfähige Zulage in der Höhe, daß — zuſammen mit der etwa ſon 


t nach den Vorſchriften dieſes 


Geſetzes zu gewährenden Zulage — der Betrag von 72 G monatlich erreicht wird. 
n) Die am 31. Oktober 1928 im Amt geweſenen Beamten mit den Bezügen der alten, ee A 11 erhalten 


für ihre Perſon die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 3b (ohne Stellenzulage), diejenigen mit den 


ezügen der alten Beſoldungs⸗ 


gruppe A 12 für ihre Perſon die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 2 b (ohne Stellenzulage). 


Beſoldungsgruppe Ad. 
287 — 308 — 328 — 349 — 369 — 390 — 410 — 426 — 441 — 457 — 472 Gulden monatlich. 


Wohnungsgeldzuſchuß: 


V in der erften bis dritten Dienſtaltersſtufe, 


IV von der vierten Dienſtaltersſtufe an. 
überleitung: Die Beamten erhalten das gemäß 8 38 errechnete Beſoldungsdienſtalter 
und zwar diejenigen mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe 
A 7 unverändert, im günſtigſten Falle jedoch ein ſolches von 6 Jahren, 
A 8 unverändert, im günſtigſten Falle jedoch ein ſolches von 16 Jahren, 


A 9 um 4 Jahre verbeſſert. 


Dolmetſcheroberſekretäre (bisher zum Teil Dolmetſcher⸗ 
jefretäre) 


Gewerbeoberkontrolleure (bisher Gewerbepfleger und 
Gewerbepflegerinnen) e 
Garteninſpektoren (künftig wegfallend) 
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Beſoldungsgruppe 4e. 
287 — 308 — 328 — 349 — 369 — 385 — 400 — 416 — 431 Gulden monatlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: V in der erſten bis dritten Dienſtaltersſtufe, 
IV von der vierten Dienftaltersftufe an. 


überleitung: Die Beamten erhalten das gemäß 8 38 errechnete Beſoldungsdienſtalter 
und zwar diejenigen mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe 
A 8 unverändert, 
A 9 um 4 Jahre verbeſſert. 
Telegraphenoberwerkmeiſter. 


Beſoldungsgruppe 41. 


287 — 313 — 339 — 365. — 390 — 410 — 431 Gulden monatlich. 
(künftig wegfallend). 
Wohnungsgeldzuſchuß: V in der erſten bis dritten Dienſtaltersſtufe, 
a IV von der vierten Dienſtaltersſtufe an 


überleitung: Die Beamten erhalten das gemäß $ 38 errechnete Beſoldungsdienſtalter 
und zwar diejenigen mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe 
A 7 um 4 Jahre verkürzt, 
A 8 unverändert, 
A 9 um 4 Jahre verbeſſert. 


Oberſekretäre (vergl. Vorbemerkung 1), die nur die 
5 (Sonderprüfung) abgelegt 
aben. 

Sekretäre (vergl. Vorbemerkung 1), die am 31. Ok⸗ 
tober 1928 als ſolche planmäßig angeſtellt oder 
als Anwärter für die Sekretärlaufbahn angenommen 
waren und die Ergänzungsprüfung (Sonderprüfung) 
abgelegt haben oder noch ablegen; ſie dürfen 


nicht vor Ablauf von 6 Jahren ſeit der plan⸗ 
mäßigen Anſtellung als Sekretär oder der Be— 
förderung in eine Sekretärſtelle zur Ablegung der 
Ergänzungsprüfung (Sonderprüfung) zugelaſſen 
werden und erhalten mit dem Erſten des auf die 
Ablegung der Prüfung folgenden Monats die 
Bezüge dieſer Beſoldungsgruppe und die Amts⸗ 
bezeichnung „Oberſekretär“. 


246 — 277 — 318 — 349 — 390 — 431 Gulden monatlich. 


Wohnungsgeldzuſchuß: Win der erſten bis dritten Dienſtaltersſtufe !) 
l IV von der vierten Dienſtaltersſtufe an. 
überleitung: Die Beamten erhalten das gemäß 8 38 errechnete Beſoldungsdienſtalter A 
und zwar diejenigen mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe 
A 7 um 4 Jahre verkürzt, 
A 8 unverändert, 
A 9 um 4 Jahre verbeſſert, 
in allen Fällen jedoch mindeſtens ein ſolches vom Erſten des Monats, in dem ſie 
eine Geſamtdienſtzeit von 7 Jahren abgeleiſtet hatten, oder, wenn dies günſtiger iſt, 
in dem ſie zum ae befördert worden ſind. Dieſe letzten Vorſchriften ſind 
auch bei der Beförderung von Schutzpolizeibeamten zum Leutnant nach der Ver⸗ 
kündung dieſes Geſetzes anzuwenden. 
Oberleutnants der Schutzpolizei!) 
Leutnants der Schutzpolizei. 


) Oberleutnants der Schutzpolizei erhalten den Wohnungsgeldzuſchuß IV und außerdem mit Vollendung des 12. Be- 
ſoldungsdienſtjahres eine ruhegehaltsfähige Zulage von 31 6 monatlich, die ſich mit Vollendung des 14. Beſoldungsdienſtjahres 
auf 61 6 monatlich erhöht. 

Beſoldungsgruppe Ah. 0 

246 — 267 — 287 — 308 — 328 — 349 — 369 — 390 — 410 — 431 Gulden monatlich. 

Wohnungsgeldzuſchuß: Vin der erſten bis fünften Dienſtaltersſtufe, 

IV von der ſechſten Dienſtaltersſtufe an. 


Überleitung: Die Beamten erhalten das gemäß 8 38 errechnete Beſoldungsdienſtalter 
und zwar diejenigen mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe 
A 7 unverändert, im günſtigſten Falle jedoch ein ſolches von 12 Jahren, 
A 8 um 4 Jahre verbeſſert. 
Revierförſter !) . 
Förſter 


1) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 52 8 monatlich. 


Beſoldungsgruppe 4g. 
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Bejoldungsgruppe 5. 
236 — 262 — 287 — 308 — 328 — 349 — 369 — 390 — 410 — 431 Gulden monatlich. 


Wohnungsgeldzuſchuß: Win der erſten bis fünften Dienſtaltersſtufe, 
IV von der ſechſten Dienſtaltersſtufe an. 
überleitung: Die Beamten erhalten das gemäß 8 38 errechnete Beſoldungsdienſtalter 
und zwar diejenigen mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe 
A 7 unverändert, im günſtigſten Falle jedoch ein ſolches von 12 Jahren, 
As als Polizeibeamte um 6 Jahre, im übrigen um 4 Jahre verbeſſert, 
A 9 um 10 Jahre verbeſſert. 
die eine abgeſchloſſene Fach⸗J Kriminalbezirksſekretäre (bisher Kriminaloberſekretäre) 
Regierungsbauſekretäre ] ſchulbildung einer jtaatlichen Oberlandjägermeiſter — bisher Landjägermeiſter — 


Eichmeiſter oder ſtaatlich anerkannten (künftig wegfallend) 
Fachſchule beſitzen Reſtauratoren 
Obergerichtsvollzieher (bisher Gerichtsvollzieher) Kanzleioberſekretär als Kanzleivorſteher 


Polizeiobermeiſter (bisher Polizeibetriebsoberſekretäre) Maſchinenbetriebsleiter. 


Veſoldungsgruppe Ga. 
246 — 266 — 282 — 298 — 314 — 329 — 344 — 359 — 369 Gulden monatlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: V | 
| Überleitung: Die Beamten erhalten das gemäß 8 38 errechnete Beſoldungsdienſtalter 
und zwar diejenigen mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe 
A 7 unverändert, 


A 8 um 4 Jahre verbeſſert. 
Telegraphenwerkmeiſter 


Telegraphenbauführer. 
b Beſoldungsgruppe 6b. a 

205 — 226 — 241 — 257 — 273 288 — 303 — 318 — 329 — 339 — 349 — 359 Gulden monatlich. 

Wohnungsgeldzuſchuß: V. 8 \ 
Überleitung: Die Beamten erhalten das gemäß 8 38 errechnete Beſoldungsdienſtalter 

und zwar diejenigen mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe 

A 6 unverändert, 

A 7 um 4 Jahre verbeſſert,) 

A 8 um 8 Jahre verbeſſert. 
Sekretäre?) (vgl. Vor⸗ ſoweit nicht in Befoldungs- | Polizeimeifter ) (bisher Polizeibetriebsſekretäre, Poli⸗ 


bemerkung 1) gruppe A 5 zeigefängnisſekretäre und Hauptwachtmeiſter der 
Eichmeifter n Schutzpolizei) . 
Kanzleivorſteher ?) (bisher Kanzleiſekretäre als Kanzlei-] Werkmeiſter der Schutzpolizei 
vorſteher) 


Kanzleiſekretäre (künftig wegfallend) e 

Juſtizſekretäre (bisher Regi⸗ | joweit fie am Schiffahrtspolizeibetriebsſekretäre 
ſtraturſekretäre, Regiſtra⸗] 31. März 1920 als Landjägermeiſter — bisher Oberlandjäger — (künftig 
turaſſiſtenten, Kanzleiſekre-[][ Beamte oder Beam⸗ wegfallend) 
täre und Kanzleiaſſiſtenten | tenamwärter (Stellen- Strafanſtaltsſekretäre 
bei der Juſtizverwaltung) | anwärter) im Kanzlei⸗] Fährkapitäne 

Kanzleiſekretäre (bisher Kanz] oder Regiſtraturdienſt [ Wirtſchaftsinſpektor bei der Staatlichen Erziehungs⸗ 
leiaſſiſtenten) tätig waren. anſtalt 

Poſtverwalter Straßenmeiſter (bisher zum Teil Oberſtraßenmeiſter) 


1) Die am 31. Oktober 1928 im Amt geweſenen Polizeimeiſter, Werkmeiſter der Schutzpolizei, Kriminalſekretäre, Land- 
jägermeiſter und Schiffahrtspolizeibetriebsſekretäre erhalten mindeſtens ein Beſoldungsdienſtalter von 6 Jahren. 

2) Eine am 31. Oktober 1928 im Amt geweſene Beamtin beim Muſeum für Naturkunde und Vorgeſchichte erhält aufer- 
dem für ihre Perſon eine ruhegehaltsfähige Zulage von 52 6 monatlich. 

8) Die am 31. Oktober 1928 im Amt geweſenen Kanzleivorſteher erhalten für ihre Perſon eine ruhegehaltsfähige Zulage 
von 31. G monatlich. 

4) Ein durch den Staats haushaltsplan zu beſtimmender Teil der Polizeimeiſter iſt kündbar angeſtellt (bisher Hauptwacht⸗ 
meiſter der Schutzpolizei). x 

5) Die Sekretäre der alten Beſoldungsgruppe A 7/8, die bis zur Verkündung dieſes Geſetzes die Fachprüfung J. Klaſſe 
abgelegt haben, erhalten bis zur Übertragung einer Planſtelle der Beſoldungsgruppe A 4 die Bezüge der Beſoldungsgruppe 
A 4d. Für die Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters gilt § 4 Abſ. 2. 785 
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Beſoldungsgruppe 7 n. 
246 — 262 — 278 — 288 — 298 — 308 — 318 — 328 Gulden monatlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: V N 
überleitung: Die Beamten erhalten das gemäß $ 38 errechnete Beſoldungsdienſtalter 
und zwar diejenigen mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe 


A 6 unverändert, im günſtigſten Falle jedoch ein ſolches von 4 Jahren, 
A 7 unverändert. 


Werkmeiſter bei der Techniſchen Hochſchule | Teil Erſte Maſchinenmeiſter und Obermaſchi— 
Landwirtſchaftliche Verwalter niften) 


Maſchinenmeiſter in größeren Betrieben (bisher zum | Erfte Oberpfleger bei der Staatlichen Fürſorgeanſtalt 


Beſoldungsgruppe 7b. 5 
205 — 216 — 226 — 236 — 246 — 257 — 267 — 277 — 287 — 298 — 308 Gulden monatlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: V f 
überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe A 6 erhalten das 
gemäß 8 38 errechnete Beſoldungsdienſtalter, mindeſtens jedoch ein ſolches, das 8 Jahre 
vor dem Tage der Beförderung oder Anſtellung in dieſen Stellen beginnt. 
Hauptwachtmeiſter (bisher Zugwachtmeiſter) der | Schiffahrtspolizeiaſſiſtenten 


Schutzpolizei Oberlandjäger — bisher Landjäger — (künftig weg⸗ 
Kriminalaſſiſtenten fallend) a 


Beſoldungsgruppe Sa. 
205 — 215 — 225 — 234 — 43 — 252 — 261 — 269 — 277 Gulden monatlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: V 


überleitung: Die Beamten erhalten das gemäß $ 38 errechnete Beſoldungsdienſtalter 
und zwar diejenigen mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe 
A 6 unverändert, 
A 7 um 4 Jahre verbeſſert. 


Aſſiſtenten (vgl. Vorbemerkung 1), ſoweit nicht in | Juſtizbüroaſſiſtenten (bisher Regiſtraturaſſiſtenten, 


Beſoldungsgruppe A 8b ſoweit nicht in Beſoldungsgruppe A 6b) 
Fiſchmeiſter Gerichtskaſſenvollzieher (bisher Gerichtskoſtenerheber) 
Oberpräparatoren Werkmeiſter bei den Staatlichen Erziehungs⸗ Für⸗ 
Telegraphenwerkführer 5 ſorge- und Blindenanſtalten 
Werkführer im Poſtkraftwagendienſt Erſte Laboratoriumswerkmeiſter bei der Techniſchen 
Zollmaſchiniſten 5 Hochſchule. 


Beſoldungsgruppe 8b. 
175 — 187 — 198 — 209 — 220 — 230 — 240 — 250 — 259 — 268 — 277 Gulden monatlich. 
Wohuungsgeldzuſchuß: VI in der erſten bis vierten Dienſtaltersſtufe!) 
V von der fünften Dienſtaltersſtufe an. 
Überleitung: Die Beamten erhalten das gemäß $ 38 errechnete Beſoldungsdienſtalter 
und zwar diejenigen mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe 
A 5 unverändert, im günſtigſten Falle jedoch ein ſolches von 16 Jahren, 
A 6 um 4 Jahre verbeſſert. 


Poſtaſſiſtenten (weiblich) Poſtbetriebsaſſiſtenten (weiblich) 
Telegraphenaſſiſtenten (weiblich) Telegraphenbetriebsaſſiſtenten (weiblich). 


) Die am 31. Oktober 1928 im Amt geweſenen Beamten der alten Beſoldungsgruppe A 6 erhalten jedoch den Wohnungs⸗ 
geldzuſchuß V. 6 


1 
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Beſoldungsgruppe 9. 
175 — 186 — 196 — 206 — 216 — 226 — 236 — 246 — 256 — 267 Gulden monatlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: V bei Gewährung einer ruhegehaltsfähigen Zulage, 
im übrigen: VI in der erſten bis vierten Dienftaltersftufe‘) 
4 V von der fünften Dienſtaltersſtufe an. 
Überleitung: Die Beamten erhalten das gemäß 8 38 errechnete Beſoldungsdienſtalter 
und zwar diejenigen mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe 
A 4 unverändert, im günſtigſten Falle jedoch ein ſolches von 10 Jahren, 
A 5 unverändert, im günſtigſten Falle jedoch ein ſolches von 16 Jahren, 
A 6 um 4 Jahre verbeſſert. 


Kanzleiaſſiſtenten Polizeigefängnishauptwachtmeiſters) (bisher Polizei⸗ 
Maſchinenmeiſter in kleineren Betrieben (bisher z. T. gefängnisaſſiſtenten) N 


Obermaſchiniſten) Polizeigefängnisoberwachtmeiſter (bisher z. T. Polizei⸗ 
Poſtkraftwagenführer gefängniswachtmeiſter) 
Erſte Strafanſtaltshauptwachmeiſter?) Erzieher (bisher Aufjeher und Aufſeherinnen) bei der 
Strafanſtaltshauptwachtmeiſter 3) (bisher z. T. Straf Staatlichen Erziehungsanſtalt 
anſtaltsoberwachtmeiſterinnen) Oberpfleger bei der Staatlichen Fürſorgeanſtalt. 


Strafanſtaltsoberwachtmeiſter (bisher z. T. Straf⸗ 
anſtaltswachtmeiſterinnen) 


1) Die am 31 Oktober 1928 im Amt geweſenen Beamten der alten Beſoldungsgruppe A 6 erhalten jedoch den Wohnungs⸗ 
geldzuſchuß V. 

2) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 62 G monatlich. 

8) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 41 G monatlich 


Beſoldungsgruppe 10 a. 8 
164 — 174 — 184 — 193 — 202 — 211 — 220 — 229 — 238 — 246 Gulden monatlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: V bei Gewährung einer ruhegehaltsfähigen Zulage, 
im übrigen: VI in der erſten bis ſechſten Dienſtaltersſtufe, 
1 V von der fiebenten Dienſtaltersſtufe an. 
Überleitung: Die Beamten erhalten das gemäß $ 38 errechnete Beſoldungsdienſtalter 
und zwar diejenigen mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe 
A 4 unverändert, im günſtigſten Falle jedoch ein ſolches von 14 Jahren, 
A 5 um 4 Jahre verbeſſert, ; 
A 6 um 8 Jahre verbeſſert. 


Betriebsaſſiſtenten (vgl. Vorbemerkung 1), ſoweit Laboratoriumswerkmeiſter bei der Techniſchen Hochſchule 


nicht in Beſoldungsgruppe A 8 b . Laboranten 
Verwaltungsgehilfen (künftig wegfallend) Telegraphenleitungsauſſeher (bisher zum Teil Tele 
Techniſche Verwaltungsgehilfen (künftig wegfallend) graphenoberleitungsaufſeher) 
Oberamtsmeiſter ) (bisher Oberbotenmeiſter) Oberpoſtſchaffner 
Amtsmeiſter (bisher Botenmeiſter) Pfleger und Pflegerinnen bei der Staatlichen Für⸗ 
Maſchiniſten ſorgeanſtalt 1 
Drucker Auffeher bei der Staatlichen Blindenanſtalt. 


1) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 31 G monatlich. 


Beſoldungsgruppe 10 b. 
164 — 174 — 184 — 193 — 202 — 211 — 220 — 228 — 236 Gulden monatlich. 


Wohnungsgeldzuſchußz: V bei Gewährung einer ruhegehaltsfähigen Zulage, 
im übrigen: VI in der erſten bis ſechſten Dienſtaltersſtufe, 
1 V von der fiebenten Dienſtaltersſtufe an. 
Überleitung: Die Beamten erhalten das gemäß $ 38 errechnete Beſoldungsdienſtalter 
und zwar diejenigen mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe 
AS } unverändert, im günſtigſten Falle jedoch, abgeſehen von den Juſtizwacht⸗ 
4 4 meiſtern, ein ſolches von 14 Jahren, 
A 5 um 4 Jahre verbeſſert, 
A 6 um 8 Jahre verbeſſert. 
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Geldzähler 1) eee Juſtizoberwachtmeiſter 2) (bisher zum Teil Juſtizhaupt⸗ 
Techniſche Amtsgehilfen wachtmeiſter) 
Laboratoriumsgehilfen Juſtizwachtmeiſter?) (bisher zum Teil Juſtizunter⸗ 
Hausmeiſter (bisher zum Teil Hausverwalter) wachtmeiſter) 


1) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 13 G monatlich. 
2) Außerdem für die bisherigen Juſtizhauptwachtmeiſter und für die mit der Wahrnehmung der Amtsmeiſtergeſchäfte 
eauftragten Juſtizoberwachtmeiſter eine ruhegehaltsfähige Zulage von 21 G monatlich. 
6) Außerdem für einen als Kaſſengehilfen bei der Juſtizhauptkaſſe beſchäftigten Beamten eine ruhegehaltsfähige Zulage 
von 13 G monatlich. 
Beſoldungsgruppe 10e. 
1. 222 — 240 Gulden monatlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: V. 
überleitung: Das Beſoldungsdienſtalter beginnt mit dem Erſten des Monats, in dem 
die Beförderung zum Oberwachtmeiſter erfolgt iſt. Oberwachtmeiſter, die nach § 38 
ein Beſoldungsdienſtalter vom 31. Dezember 1915 und früher haben, erhalten 
mindeſtens ein Beſoldungsdienſtalter von 2 Jahren. 
Oberwachtmeiſter der Schutzpolizei!) 
2. 191 — 203 Gulden monatlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: VI. ' 
Überleitung: Das Beſoldungsdienſtalter der Beamten mit den Bezügen der alten 
Beſoldungsgruppe A 4 beginnt mit dem Erſten des Monats, in dem fie in dieſe 
Gruppe eingerückt find; Beamte, die nach § 38 in der alten Beſoldungsgruppe A 4 
ein Beſoldungsdienſtalter vom 31. Dezember 1919 und früher haben, erhalten 
mindeſtens ein Beſoldungsdienſtalter von 2 Jahren. 
Das Beſoldungsdienſtalter der Beamten mit den Bezügen der alten Beſoldungs— 
gruppe A3 beginnt mit dem Erſten des Monats, in dem fie 4 Dienſtjahre vollendet 
haben, früheſtens jedoch mit dem 1. Oktober 1927. 
Wachtmeiſter der Schutzpolizei mit mehr als 4 Dienſtjahren 2)?) (bisher Unterwachtmeiſter mit mehr als 
4 Dienſtjahren und Wachtmeiſter). 


3. 145 — 154 Gulden monatlich. f 
Wohnungsgeldzuſchuß: VII. 
überleitung: Das Beſoldungsdienſtalter beginnt mit dem Erſten des Monats, in 
dem die Beamten bei der Schutzpolizei planmäßig angeſtellt worden ſind. 
Wachtmeiſer der Schutzpolizei mit weniger als 4 Dienftjahren ?) (bisher Unterwachtmeiſter). 


5) Oberwachtmeifter mit mehr als 10 Dienſtjahren, die die Prüfung zum Hauptwachtmeiſter beſtanden haben, erhalten 
eine ruhegehaltsfähige Zulage von 18 Gulden monatlich. 

2), Wachtmeiſter, die die Oberwachtmeiſterprüfung beſtanden haben und bei Vollendung des 7. Dienſtjahres mangels freier 
Stellen noch nicht befördert ſind, erhalten von dieſem Seltpundt ab eine nichtruhegehaltsfähige Zulage von 13 Gulden monatlich. 

3) Einſchließlich der Bolgeigulbienfieeit 


Beſoldungsgruppe 1. 
154 — 164 — 173 — 182 — 191 — 200 — 209 — 218 — 226 Gulden monatlich. 


Wohnungsgeldzuſchuß: V bei Gewährung einer ruhegehaltsfähigen Zulage, 
im übrigen: VI in der erſten bis ſechſten Dienſtaltersſtufe, 
V von der fiebenten Dienſtaltersſtufe an. 
Überleitung: Die Beamten erhalten das gemäß $ 38 errechnete Beſoldungsdienſtalter, 
und zwar diejenigen mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe 
A 3 unverändert, 
f A 4 um 4 Jahre verbeſſert. 
Amtsgehilſen (bisher zum Teil Oberamtsgehilfen ] Muſeumsaufſſeher (bisher zum Teil Mufeumsober- 


und Kreisamtsgehilfen) 5 aufſeher) 
Kaſſengehilfen !) (bisher ein Teil der Oberamts- Hauswarte 

gehilfen und Amtsgehilfen) N Heizer (bisher zum Teil Oberheizer) 
Bibliotheksgehilfen (bisher zum Teil Oberbibliotheks- Poſtſchaffner 

gehilfen) Zollwachtmeiſter (bisher zum Teil Zollunterwacht⸗ 
Inſtitutsgehilfen (bisher zum Teil Oberinſtituts⸗ meiſter). 

gehilfen) 


1) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 13 Gulden monatlich. 
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B. Feſte Gehälter. 


Beſoldungsgruppe 1. 
3500 Gulden monatlich. 
Freie Dienſtwohnung an Stelle des Wohnungsgeldzuſchuſſes I 
2 Präſident des Senats!) ) 
Beſoldungsgruppe 2. 
1750 Gulden monatlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: I 
Mitglieder des Senats im Hauptamt ) ) 


Beſoldungsgruppe 3. 
1550 Gulden monatlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: II 
Gerichtspräſident!) 
Beſoldungsgruppe 4. 
1450 Gulden monatlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: II 
Staatsräte als Leiter der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung, des Landeszollamts, des Laudesſtenetantz, 
des Polizeipräſidiums und des Landesverſicherungsamts“) 


1) Auf den Präſidenten des Senats und auf die Mitglieder des Senats im Hauptamt findet dieſes Geſetz inſoweit ſinn⸗ 
gemäß Anwendung, als nicht die Verfaſſung etwas Abweichendes beſtimmt. 

2) Außerdem eine nichtruhegehaltsfähige Aufwandeutſchädigung von 400 Gulden monatlich. 

8) Der am 31. Oktober 1928 im Amt geweſene Finanzſenator erhält für ſeine Perſon ein Grundgehalt von 2625 Gulden 
monatlich und den Wohnungsgeldzuſchuß J. 

) Der am 31. Oktober 1928 im Amt geweſene Gerichtspräſident erhält für ſeine Perſon das Grundgehalt eines 
preußiſchen Oberlandesgerichtspräſidenten und den Wohnungsgeldzuſchuß I. 

5) Die am 31. Oktober 1928 im Amt geweſenen Staatsräte, die nicht Leiter der hier aufgeführten großen Staatsbehörden 
ſind, erhalten für ihre Perſon die Bezüge der Beſoldungsgruppe B 4. 


C. Gehälter mit Mindeſtgrundgehaltsſätzen. / 


Beſoldungsgruppe 1. 
1138 Gulden monatlich im Durchſchnittt. 
769 — 831 — 892 — 954 — 1015 — 1077 — 1138 — 1189, in beſonderen Einzelfällen bis zu 1394 
Gulden monatlich. 
Wohuungsgeldzuſchuß: III in der erſten bis vierten Dienſtaltersſtufe, 
II von der fünften Dienſtaltersſtufe an. 
überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe B 2 erhalten das ge⸗ 
mäß 8 38 errechnete Beſoldungsdienſtalter. 
Ordentliche Profeſſoren bei der Techniſchen Hochſchule. 


Beſoldungsgruppe 2. 


882 Gulden monatlich im Durchſchnitt. 
585 — 636 — 687 — 738 — 789 — 840 — 882 — 923, in beſonderen Einzelfällen bis zu 1189 
Gulden monatlich. 


Wohnungsgeldzuſchuß: III. 


überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe B 1 e das 
gemäß § 38 errechnete Beſoldungsdienſtalter. 


Außerordentliche Profeſſoren ſowie Abteilungsvorſteher bei der Techniſchen Hochſchule. | 
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Schlußbemerkungen. 


A. Aufwandentſchädigungen. 

Es erhalten nichtruhegehaltsfähige Aufwandentſchädigungen nach Maßgabe dieſes Geſetzes oder 
des Staatshaushaltsplans der Präſident des Senats, der Danziger Vertreter beim Polniſchen Konſulat 
in Hamburg, ein Referent bei der Auswärtigen Abteilung des Senats und die Landräte. Im übrigen 
dürfen Auſwandentſchädigungen nur inſoweit gezahlt oder bewilligt werden, als der Staatshaushaltsplan 
dies beſtimmt oder beſondere Mittel dazu zur Verfügung ſtellt. 


B. Sondervergütungen. 


1. Die beim Volkstag tätigen Beamten erhalten für die Dauer dieſer Tätigkeit eine nichtruhe⸗ 
gehaltsfähige Zulage 


in den Beſoldungsgruppen in Höhe von monatlich je: 
ꝙ 2 62 G 
A 3 bis A 5 52 G 
A 6 bis A 8 41 
A 9 bis A 11 31 G. 


2. Den Profeſſoren und ſonſtigen Lehrperſonen an der Techniſchen Hochſchule, den Leitern und 
Abteilungsvorſtehern an den wiſſenſchaftlichen Anſtalten ſowie den Direktoren der Staatlichen Muſeen 
können zur Ergänzung des Grundgehalts aus den für die Heranziehung und Erhaltung ausgezeichneter 
Leiter und Lehrkräfte im Staatshaushaltsplan vorgeſehenen Mitteln beſondere ruhegehaltsfähige oder 
nichtruhegehaltsfähige Zuſchüſſe gewährt werden. Die Höhe der Zuſchüſſe wird vom Senat feſtgeſetzt. 


3. In wiſſenſchaftlichen Inſtituten, Kunſtinſtituten und Laboratorien beſchäftigten Amts⸗ und 
Inſtitutsgehilfen, Laboratoriumsgehilfen, techniſchen Amtsgehilfen, Laboranten (Beſoldungsgruppen A 10a, 
A 10 b und A 11) können in beſonderen Fällen zur Ergänzung des Grundgehalts aus den im Staats⸗ 
haushaltsplan dafür vorgeſehenen Mitteln beſondere Zuſchüſſe für ihre Perſon und für die Dauer der 
Beſchäftigung in ihren Stellen widerruflich gewährt werden. Die Höhe der Zuſchüſſe wird vom Senat 
feſtgeſetzt. 

4. Den nichtvollbeſoldeten Medizinalräten und Veterinärräten können zu ihren Dienſtbezügen nicht⸗ 
ruhegehaltsfähige Zuſchüſſe aus den dafür im Staatshaushaltsplan vorgeſehenen Mitteln gewährt werden. 
Die Höhe der Zuſchüſſe wird vom Senat feſtgeſetzt. Dieſe Zuſchüſſe gelten nicht als Grundgehalt. 


5. Den planmäßigen Forſtverwaltern, Revierförſtern und Förſtern können zum Ausgleich beſonderer 
wirtſchaftlicher Nachteile einzelner Stellen widerrufliche nichtsruhegehaltsfähige Stellenzulagen aus den 
dafür im Staatshaushaltsplan vorgeſehenen Mitteln gezahlt werden. 


C. Nebenbezüge. 
1. Bei der Juſtizverwaltung erhalten: 


a) die Amtsgerichtskalkulatoren einen Anteil an den von ihnen aufgebrachten und eingezogenen 
Rechnungsgebühren nach Maßggbe des Staatshaushaltsplans; ruhegehaltsfähig iſt ein Betrag 
von 72 G monatlich; 

b) die Obergerichtsvollzieher und die Gerichtskaſſenvollzieher einen Anteil an den eingezogenen 

Gebühren nach Maßgabe der Gerichtsvollzieherordnung und des Staatshaushaltsplans; 
ruhegehaltsfähig iſt bei den Obergerichtsvollziehern ein Betrag von 52 G, bei den Gerichts- 
kaſſenvollziehern ein Betrag von 31 G monatlich. 


2. Die Profeſſoren und die Abteilungsvorſteher an der Techniſchen Hochſchule erhalten einen An⸗ 
teil an den für ihre Vorleſungen eingehenden Unterrichtsgebühren. Die Höhe dieſes Anteils ſowie die 
den Profeſſoren und den Abteilungsvorſtehern zu gewährleiſtende Mindeſteinnahme an Unterrichtsgebühren 
‚ferner die Höhe der dem Rektor der Techniſchen Hochſchule zu gewährenden Amtsvergütung wird durch 
den Senat feſtgeſetzt. 


3. Den nichtvollbeſoldeten Medizinalräten und Veterinärräten verbleiben die Gebühren aus amt⸗ 
licher Tätigkeit mit der Maßgabe, daß das hiernach erwachſende Geſamtdienſteinkommen das Dienſt⸗ 
einkommen eines Beamten der Beſoldungsgruppe Aa vom gleichen Beſoldungsdienſtalter nicht über⸗ 
ſteigen darf. Dieſe Gebühren ſind in Höhe eines vom Senat feſtzuſetzenden Betrages ruhegehaltsfähig. 
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Anlage 2. 
Dienſtbezüge 
der nichtplanmäßigen unmittelbaren Staats beamten. 


1. Die nichtplanmäßigen Beamten erhalten: 
ͤ ² ·˙¹ ⅛ͤ . x — 


Grundvergütung monatlich 


Dazu, ſoweit nicht 
§ 14 und 8 26 Abſ. 


als unmittelbare im 1. und 2. im 3. und 4. im 5. 3 etwas anderes be- 

Anwärter auf Plan- | Anwärterdienſtjahr,] Anwärterdienſtjahr,] Anmwärterdienftjahr, | ſtimmen, im 1. bis 5. 

ſtellen der Verſorgungs⸗ Verſorgungs⸗ Verſorgungs⸗ Anwärterdienſtjahr 

Beſoldungsgruppe anwärter im 1. anuwärter im 2 und z.] anwärter im 4. den Wohnungsgeld- 
Anwärterdienſtjahr | Anwärterdienſtjahr | Anwärterdienſtjahr zuſchuß 


AA % RER en 369 400 431 IV 
A2c, A3 a, bis a 

A3 c, AA a und 

N 308 328 349 IV 
Adc bis A4f. 241 257 272 V 
A 4h, A 5, 

A6 a und A7 a 200 214 228 V 
A 6 b, A 7 b 

und A8 a 170 182 193 V 
n 144 154 164 VI 
A9, A 10 a und 

An 134 144 154 VI 
. f 129 5 137 144 vI 


2. Anwärterinnen auf Stellen, die in der Beſoldungsordnung mit einem f bezeichnet find, erhalten 
die Grundvergütung um 10 v. H. gekürzt. Die gekürzte Grundvergütung iſt monatlich auf einen vollen 
Guldenbetrag aufzurunden. 

3. Beamtinnen der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung, die vor dem 1. Januar 1925 als nicht 
planmäßige Beamte eingeſtellt worden ſind, erhalten im 1. bis 3. Anwärterdienſtjahr 134 G, im 4. und 
5. Anwärterdienſtjahr 144 G6, im 6. und 7. Anwärterdienſtjahr 154 G, im 8. Anwärterdienſtjahr 164 G 
monatlich und den Wohnungsgeldzuſchuß VI (vergl. jedoch $ 14 und § 26 Abſ. 3). 

4. Die Leiter von Volksſchulen mit 6 oder mehr Klaſſen und die Leiter von beſonderen Veran⸗ 
ſtaltungen der Volksſchulen für körperlich oder geiſtig nicht normal veranlagte Kinder mit 4 oder mehr 
auffteigenden Klaſſen, ſowie die Lehrperſonen an Volksſchulen, die die Anſtellungsfähigkeit für das höhere 
Schulamt oder das Pfarramt erlangt haben, erhalten auch bei einſtweiliger Anſtellung das Anfangs⸗ 
grundgehalt oder, wenn ſie vor dem Übertritt in den Volksſchuldienſt ſchon an einem anderen Orte im 
öffentlichen Schuldienſt endgültig angeſtellt waren, das ihrem Dienſtalter als Lehrer entſprechende Grund- 
gehalt als Grundvergütung. Daneben erhalten ſie den Wohnungsgeldzuſchuß V (vergl. jedoch § 14 und 
8 20 Abſ. 3) und gegebenenfalls die ruhegehaltsfähigen Stellenzulagen nach Anlage 1, Beſoldungsgruppe A 4 0. 

5. Auftragsweiſe oder vertretungsweiſe vollbeſchäftigte oder einſtweilig angeſtellte Lehrer an öffent⸗ 
lichen mittleren Schulen erhalten eine Grundvergütung in Höhe von 80 v. H. des Grundgehalts, das 
ſie beziehen würden, wenn ſie an der öffentlichen mittleren Schule endgültig angeſtellt wären. Für die 
Berechnung dieſes Grundgehalts iſt davon auszugehen, daß der Beginn des Beſoldungsdienſtalters auf 
den Tag feſtzuſetzen wäre, an dem dieſe Lehrer eine anrechnungsfähige Dienſtzeit von 5 Jahren zurüd- 
gelegt haben. Der Mindeſtbetrag der Grundvergütung beträgt 80 v. H. des Anfangsgrundgehalts. 
Daneben erhalten dieſe Lehrer den Wohnungsgeldzuſchuß IV (vergl. jedoch 8 14 und 8 26 Abſ. 3). 


6. Verwalter freier planmäßiger Schulſtellen an öffentlichen mittleren Schulen erhalten die mit 


dieſen Stellen etwa verbundenen Zulagen (Anlage 1, Beſoldungsgruppe A 4a, Anmerkungen 1,3 und 4) 
nur dann, wenn ſie die vollen Obliegenheiten der Stelle wahrnehmen. Bei Verwaltung nicht freier 


planmäßiger Schulſtellen kann mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde eine andere Regelung ge- 


troffen werden. 
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7. Schulamtsbewerber erhalten bei vorübergehender Beſchäftigung an einer öffentlichen mittleren 
Schule die Dienſtbezüge der auftragsweiſe oder vertretungsweiſe vollbeſchäftigten Volksſchullehrer. 

8. Berufs⸗ und Fachſchullehrer, die in eine Stelle der Beſoldungsgruppe A 2a oder A3 a berufen 
ſind, erhalten die vollen Bezüge der Stelle. 


9. In beſonderen Fällen kann für Volks-, Mittel-, Berufs⸗ und Fachſchullehrer mit Genehmigung 
der Schulaufſichtsbehörde eine abweichende Regelung getroffen werden. 


Schlußbemerkungen. 


1. Die nichtplanmäßigen Amtsgerichtskalkulatoren erhalten einen Anteil an den von ihnen auf 
gebrachten und eingezogenen Rechnungsgebühren nach Maßgabe des Staatshaushaltsplans. 

2. Die nichtplanmäßigen Gerichtsvollzieher und Gerichtskaſſenvollzieher erhalten einen Anteil an 
den eingezogenen Gebühren nach Maßgabe der Gerichtsvollzieherordnung und des Staatshaushaltsplans. 

3. Die Dolmetſcheraktuare erhalten eine widerrufliche Dolmetſcherzulage von 31 8 monatlich. 


Anlage 3. 
Dien ſt bezüge 
der wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit planmäßiger Vergütung und der ihnen gleichgeſtellten Hilfs⸗ 
kräfte (Oberingenieure) bei der Techniſchen Hochſchule. 


Die wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit planmäßiger Vergütung und die Oberingenieure an der 
Techniſchen Hochſchule erhalten die Grundvergütung der Anwärter auf Planſtellen der Beſoldungsgruppe 
A 2a (fiehe Anlage 2) und vom Beginn des 6. Dienſtjahres an, nach Dienſtaltersſtufen mit zweijähriger 
Aufrückungsfriſt ſteigend, eine Grundvergütung in Höhe der Grundgehaltsſätze der planmäßigen Beamten 
der Beſoldungsgruppe A 2 a mit der Maßgabe, daß die Grundvergütung nach Erreichen der fünften 
Dienſtaltersſtufe des Grundgehalts der Beſoldungsgruppe A 2a nicht weiterſteigt. Darüber hinaus kann 
ein Teil der wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten und Oberingenieure nach einem vom Senat aufzuſtellenden 
Stellenplan bis zur achten Dienſtaltersſtufe des Grundgehalts der Beſoldungsgruppe A 2 a weiterſteigen. 
Daneben erhalten die wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten und Oberingenieure bis zur dritten Dienſtaltersſtufe 
des Grundgehalts den Wohnungsgeldzuſchuß IV und von der vierten Dienſtaltersſtufe des Grundgehalts 
an den Wohnungsgeldzuſchuß III (vergl. jedoch S 14 und § 26 Abſ. 3). 


Schlußbemerkung. 


Die Oberingenieure bei der Techniſchen Hochſchule beziehen neben ihrer Grundvergütung einen 
Anteil an den Unterrichtsgeldern des Profeſſors, dem ſie ende find. Die Höhe dieſes Anteils wird 
vom Senat feſtgeſetzt. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
—— —— 


